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Evangelische 

Nr. 139* Bekanntmachung der Richterinnen und 
Richter am Verwaltungsgericht für mitarbei­
tervertretungsrechtliche Streitigkeiten der 
EKD für die Amtszeit vom 1. Juli 2000 bis 
zum 30. Juni 2006. 

Vom 30. Juni 2000. 

Der Rat der EKD hat in seiner Sitzung am 30. Juni 2000 
gemäß §§ 6 und 7 des Verwaltungsgerichtsgesetzes für die 
Amtszeit vom 1. Juli 2000 bis zum 30. Juni 2006 die nach­
folgenden Richterinnen und Richter am Verwaltungsgericht 
für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten der EKD 
berufen: 

Vorsitzender Richter am Bundesarbeitsgericht Harald 
Schliemann, Isernhagen 

Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Hans-Wolf Friedrich, 
Kassel 

Richterin am Arbeitsgericht Silke Vaupel, Unna 

Justitiarin Susanne Bock, Diakonisches Werk der Ev.-Luth. 
Kirche in Oldenburg 

Oberkonsistorialrat Rainer Wilker, Ev. Kirche der Kirchen­
provinz Sa<;hsen 

Oberkirchenrätin Marie-Luise Görlitz, Nordelbische Ev.­
Luth. Kirche 

Vorsitzender Richter am Landesarbeitsgericht Dirk Nord­
mann-Bromberger, Harnburg 

Rechtsanwältin Annette Lipphaus, Bochum 

Rudolf Waldmann, Nürnberg 

Gemäß § 4 des Verwaltungsgerichtsgesetzes wurde eine 
Zweite Kammer beim Verwaltungsgericht für mitarbeiter­
vertretungsrechtliche Streitigkeiten der EKD gebildet. Die 
Besetzung der beiden Kammern wurde wie folgt bestimmt: 

Vorsitzender Richter der Ersten Kammer Schliemann 

Erster stellvertretender Vorsitzender Richter der Ersten 
Kammer Dr. Friedrich 

Vorsitzender Richter der Zweiten Kammer Dr. Friedrich 

Erster stellvertretender Vorsitzender Richter der Zwei­
ten Kammer Schliemann 

Zweite stellvertretende Vorsitzende Richterin der Ersten 
und Zweiten Kammer Vaupel 

Beisitzende Richterin Bock 

Erster stellvertretender beisitzender Richter Wilker 

Zweite stellvertretende beisitzende Richterin Görlitz 

Beisitzender Richter Nordmann-Bromberger 

1 ehe 1 e ts la 
Ausgegeben: Hannover, den 15. September 2000 

• In 

Erste stellvertretende beisitzende Richterin Lipphaus 

Zweiter stellvertretender beisitzender Richter Wald­
mann 

Anträge sind zu richten an: 

Geschäftsstelle des Verwaltungsgerichts für mitarbeiter­
vertretungsrechtliche Streitigkeiten der EKD, c/o Kirchen­
amt der EKD, Renenhäuser Straße 12, 30149 Hannover, 
Telefon: 05 11/27 96-260/-250, Telefax: 05 11/27 96-750. 

H an n o v e r, den 30. Juni 2000 

Evangelische Kirche in Deutschland 

- Kirchenamt -

Schmidt 

Präsident 

Nr. 140* Mitteilung über die Nachberufung der Beisitze­
rio des Lutherischen Senats beim Disziplinarhof 
der EKD in Verfahren gegen Beamte des mittle­
ren Dienstes und ihres ersten Stellvertreters. 

Vom 30. Juni 2000 .. 

Der Rat der EKD hat in seiner Sitzung am 30. Juni 2000 
für die Amtszeit bis zum 31. Dezember 2001 Frau Kirchen­
hauptsekretärin Carmen Pillmann zur Beisitzerin des Luthe­
rischen Senats beim Disziplinarhof der EKD in Verfahren 
gegen Beamte des mittleren Dienstes und Herrn Landeskir­
chenamtsinspektor Hans-Peter Lochte zu ihrem ersten Stell­
vertreter berufen. 

Mitglieder des Lutherischen Senats beim Disziplinarhof 
der EKD sind somit nach dem Stand vom 30. Juni 2000 

Vorsitzender: 

I. Stellvertreter: 

2. Stellvertreter: 

Ordinierter 
Beisitzer: 

1. Stellvertreter: 

Rechtsanwalt Dr. Hans-Ulrich Schaudt, 
Stuttgart 

Präsident des Landesarbeitsgerichts 
Martin Bertzbach, Bremen 

Richter am Amtsgericht 
Thomas Böcking, Coburg 

Propst Konrad Lindemann, Harnburg 

Dekan Dr. Karl-Ludwig Voss, Cölbe 

2. Stellvertreterin: Pfanerin Asta Brants, Aachen 

Nichtordinierte 
Beisitzerin: Rechtsanwältin Dr. Ruth Lenze, 

Stuttgart 

1. Stellvertreter: Justizminister Dr. Christean Wagner, 
Lahntal 
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2. Stellvertreter: Assessor Rolf Pätzold, Hannover 

Beisitzer in 
V erfahren gegen 
Beamte des höhe-
ren Dienstes: Oberkirchenrat Dr. Erhard Spengler, 

Stuttgart 

1. Stellvertreter: Oberlandeskirchenrat i. R. 
Dr. Peter von Tiling, Hannover 

2. Stellvertreterin: Oberkirchenrätin Corry Platzeck, Kiel 

Beisitzer in 
V erfahren gegen 
Beamte des geho-
benen Dienstes: Oberfinanzrat Frank Endemann, 

Stuttgart 

1. Stellvertreter: Kirchenoberamtsrat Dieter Fenker, 
Harnburg 

2. Stellvertreter: Kirchenamtsrat Friedhelm Kleinke, 
Celle 

Beisitzerin in 
V erfahren gegen 
Beamte des mitt-
leren Dienstes: Kirchenhauptsekretärin 

Carmen Pillmann, Hannover 

1. Stellve11reter: Landeskirchenamtsinspektor 
Hans-Peter Lochte, Braunschweig 

2. Stellvertreterin: Kirchenamtsinspektorin Gritta Baldus, 
Hannover 

H an n o v er , den 30. Juni 2000 

Evangelische Kirche in Deutschland 

- Kirchenamt -

Schmidt 

Präsident 

Nr. 141 * Beschluss des Rates der Evangelischen Kirche 
in Deutschland über die Berufung der Mit­
glieder des Berufsbildungsausschusses nach 
dem Sozialsekretärgesetz. 

Vom 30. Juni/1. Juli 2000. 

Der Rat der EKD hat am 30. Juni/1. Juli 2000 gemäß § 2 
Abs. 2 des Sozialsekretärgesetzes nachfolgende Mitglieder 
für die Zeit vom 1. Juni 2000 bis 31. Mai 2004 in den 
Berufsbildungsausschuss berufen: 

Mitglieder Stellvertretende Mitglieder 

1. Beauftragte der Anstellungsträger 

Oberkirchenrat 
Tilmann Winkler 
Kirchenamt der EKD 
Hannover 

Oberkirchenrätin 
Sigrid Unkel 
Kirchenamt der EKD 
Hannover 

2. Beauftragte der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin­
nen 

Herr 
Harald Schuck 
ÖTV Neuwied 
Neuwied 

Herr 
Hans-Peter Wied 
IG-Metall Herborn 
Herborn 

3. Beauftragte der Lehrkräfte 

Herr Herr 
Wolfgang K. D. Tichelmann Volker Hergenharr 
Ev. Sozialakademie Ev. Sozialakademie 
Friedewald Friedewald 

Hannover, den 5. Juli 2000 

Evangelische Kirche in Deutschland 

- Kirchenamt­

Schmidt 

Präsident 

Nr. 142* Arbeitsrechtsregelung über die Ordnung 
über die Kirchliche Altersversorgung 
(OKA V)- Anpassung der Versorgungstabel­
le -. 

Vom U. Juli 2000. 

Gemäß § 20 Abs. 5 OKA V (ABL EKD 1997 S. 104) sind 
die Werte der Versorgungstabelle, nach denen sich die Leis­
tungen aus der kirchlichen Altersversorgung richten, zum 
Zeitpunkt allgemeiner Rentenerhöhungen anzupassen. 

Ab dem 1. Juli 2000 gilt folgende Versorgungstabelle: 

Versor- Vergütungs- Gesamtver- höchste 
gungsstufe gruppe sorgungs- Gesamt-

stufenwert versorgung 

I X-IXa 2065,46 DM 1549,10 DM 

II VIII-VII 2305,94DM 1729,46 DM 

III VIb-IVb 2648,34 DM 1986,26 DM 

IV IV a-II a 3696,44DM 2772,33 DM 

V Ib-I 4582,50DM 3436,88 DM 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Rentenerhöhung ab 
1. Juli 2000 um 0,6 %in den neuen Bundesländern gemäß 
§ 20 Abs. 2 OKA V eine entsprechende Erhöhung der der 
Berechnung der kirchlichen Altersversorgung zugrunde­
liegenden Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung 
nach sich zieht. 

Hannover, den 11. Juli 2000 

Evangelische Kirche in Deutschland 

Kirchenamt -

Nr. 143* Arbeitsrechtliche Kommission der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland nach dem 
Arbeitsrechtsregelungsgesetz der EKD 
(ARRG.EKD). 

Vom 27./28. Apri12000. 

Gemäß§ 9 Abs. 2 ARRG.EKD wurden in der Sitzung der 
Arbeitsrechtlichen Kommission am 27./28. April2000 Herr 
Wolfgang Tichelmann, Ev. Sozialakademie Friedewald, 
zum Vorsitzenden und Herr Friedrich Löblein, Dialeoni­
sches Werk der EKD, zum stellvertretenden Vorsitzenden 
der Arbeitsrechtlichen Kommission gewählt. Die Amtszeit 
läuft vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001. 

H a n n o v e r , 11. Juli 2000 

Evangelische Kirche in Deutschland 

- Kirchenamt -
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Nr. 144* Vertrag zwischen der Evangelischen Kirche 
in Deutschland (EKD) und der Deutschspra­
chigen Evangelischen Gemeinde in der Pro­
vinz Antwerpen. 

Vom 8. Juni 2000. 

Vertrag 

zwischen der 

Evangelischen Kirche in Deutschland 
Herrenhäuser Straße 12 

D-30419 Hannover 

vertreten durch den 

Vorsitzenden des Rates der EKD 
und den Präsidenten des Kirchenamtes 

-im Folgenden »EKD« genannt 

und der 

Deutschsprachigen Evangelischen Gemeinde 
in der>Provinz Antwerpen 

Bredabaan 220, B-2170 Merksem 

vertreten durch den Vorstand 

-im Folgenden »Gemeinde Antwerpen« genannt-. 

Die Gemeinde Antwerpen ist ein Verein ohne Erwerbs­
zweck (A.S.B.L.N.Z.W.D.) nach belgisehern Recht. Es 
wird festgestellt, dass die Satzung der Deutschsprachigen 
Evangelischen Gemeinde in der Provinz Antwerpen vom 
23. April 1999 mit der Grundordnung der Evangelischen 
Kirche in Deutschland vereinbar ist. 

§ 1 

(1) Die EKD und die Gemeinde Antwerpen bestätigen 
durch diesen Vertrag das zwischen ihnen bestehende Ver­
hältnis vertrauensvoller kirchlicher und geschwisterlicher 
Gemeinschaft. 

(2) Die EKD und die Gemeinde Antwerpen lassen einan­
der an ihrem kirchlichen Leben teilnehmen und fördern es 
auf die ihnen mögliche Weise. 

§2 

(1) Die Gemeinde Antwerpen wird keine Änderung der 
Satzung vornehmen, die mit der Grundordnung der EKD 
nicht vereinbar ist. Sie wird ihre Satzung nur im Benehmen 
mit der EKD ändern. 

(2) Die Gemeinde Antwerpen steht in partnerschaftlicher 
Verbindung mit der Deutschsprachigen Evangelischen 
Gemeinde in Belgien (Pfatrbezirke Brüssel und Südbelgien) 
und der Vereinigten Protestantischen Kirche Belgiens und 
wird diese Beziehungen weiterhin pflegen. 

§ 3 

Die EKD verpflichtet sich nach Maßgabe der bei ihr gel­
tenden Bestimmungen: 

1. die Gemeinde im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten 
in sachlicher, finanzieller und personeller Hinsicht zu 
fördern; 

2. der Gemeinde Antwerpen bei der Gewinnung und 
Anstellung eines Pfarrers oder einer Pfarrerin und ande­
rer kirchlicher Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen unter 
Beachtung des in der Gemeinde geltenden Bekenntnis­
ses behilflich zu sein; 

3. zur Gemeinde Antwerpen Kontakt zu halten und die 
Teilnahme des Pfatrers oder der Pfarrerin sowie von 
Gemeindegliedern an kirchlichen Konferenzen und Ver­
anstaltungen der EKD zu fördern. 

§4 

Die Gemeinde Antwerpen verpflichtet sich: 

1. im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten die kirchliche 
Versorgung aller in ihrem Bereich lebenden evangeli­
schen Christen deutscher Sprache nach Maßgabe ihrer 
Gemeindeordnung zu übernehmen; 

2. im Rahmen ihrer Möglichkeiten einen für den Gottes­
dienst geeigneten Raum bereitzustellen; 

3. Pfarrerinnen oder Pfarrer, die in einem Dienstverhältnis 
zu einer Gliedkirche der EKD stehen, nur mit Zustim­
mung der EKD anzustellen; 

4. im Falle einer Entsendung eines Pfarrers oder einer Pfar­
rerin durch die EKD die für das Entsendungsverhältnis 
jeweils geltenden Bestimmungen der EKD anzuwen­
den; 

5. nach der Wahl eines Pfarrers oder einer Pfarrerin mit der 
betreffenden Person nach Maßgabe der bei der EKD 
jeweils geltenden Bestimmungen eine Anstellungsver­
einbarung zu schließen, die des Einvernehmens der 
EKD bedarf; 

6. Bindungen an andere Kirchen, Gemeinden oder Reli­
gionsgemeinschaften nur im Einvernehmen mit der 
EKD einzugehen und diese gegebenenfalls über die 
Aufnahme diesbezüglicher Verhandlungen rechtzeitig 
zu unterrichten; 

7. etwaige Verhandlungen über die Bildung eines Gemein­
deverbandes nur im Benehmen mit der EKD einzuleiten 
und zu führen; 

8. Beauftragten der Evangelischen Kirche in Deutschland 
die Teilnahme an Versammlungen der Gemeinde und 
ihrer Organe zu gestatten. 

§5 

(1) Die Auswahl und Anstellung von Pfarrerinnen oder 
Pfarrern oder anderen kirchlichen Mitarbeitern und Mitar­
beiterinnen aus dem Bereich der EKD für den Dienst in der 
Gemeinde Antwerpen richtet sich nach der Gemeindeord­
nung in der jeweils geltenden Fassung, soweit diese mit den 
entsprechenden Regelungen der EKD vereinbar ist. 

(2) Zur Vorbereitung der jeweiligen Entsendung zum 
Auslandspfarrdienst trägt die EKD die notwendig entste­
henden Reisekosten für eine Vorstellung in der Gemeinde 
Antwerpen für eine Bewerberin oder deren Ehepartner oder 
einen Bewerber und dessen Ehepartnerin. 

§6 

Im Falle der Auflösung der Gemeinde Antwerpen ver­
pflichtet sich diese, bei Verfügungen über das Vermögen 
die Befriedigung eventueller Ansprüche der Evangelischen 
Kirche in Deutschland sowie die Befriedigung der Ansprü­
che des Pfarrers oder der Pfatrerin und anderer kirchlicher 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus dem jeweiligen 
Anstellungsverhältnis vordringlich zu betreiben. 

§7 

Bei der Beendigung des Vertragsverhältnisses sind die 
von der EKD entsandten Pfarrerinnen und Pfarrer sowie 
sonstige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von der Gemein­
de Antwerpen unverzüglich über das Vertragsende in 
Kenntnis zu setzen. Bis zur Rückkehr der von der EKD ent­
sandten Pfarrerinnen und Pfarrer in ihre jeweilige Landes­
kirche ist die Gemeinde Antwerpen zur Weitergewährung 
der in der Anstellungsvereinbarung vorgesehenen Leistun­
gen verpflichtet. Die EKD hat sich unverzüglich mit der 
jeweiligen Landeskirche in Verbindung zu setzen, um die 



Rückkehr vorzubereiten. Sofern die der Gemeinde Antwer­
pen entstehenden Personalkosten aus Mitteln der EKD 
finanziert wurden, ist über die Modalitäten der Weiterzah­
lung bis zum Ende der Entsendung eine schriftliche Verein­
barung abzuschließen. 

§ 8 

(1) Nebenabreden, Ergänzungen und Abänderungen die­
ses Vertrages bedürfen der Schriftform. 

(2) Sollte eine Bestimmung oder ein Teil einer Bestim­
mung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so 
wird die Gültigkeit des Vertrages im Übrigen nicht berührt. 
Die Vertragsparteien verpflichten sich, die unwirksamen 
Regelungen durch solche zu ersetzen, die dem Vertrags­
zweck entsprechen. 

§9 

(1) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit abgeschlos­
sen. 

(2) Er kann mit einer Frist von einem Jahr zumjeweiligen 
Quartalsende gekündigt werden . 

9.2000 

(3) Liegt eine grobe Verletzung des Vertrages vor, kann 
das Vertragsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungs­
frist gekündigt werden. 

Mol, den 8. Juni 2000 

Koclc 

Für die EKD 
DerVorsitzende des Rates der EKD 

Schmidt 

Der Präsident des Kirchenamtes 
der Evan~elischen Kirche in Deutschland 

H.Wartena 

Für den Vorstand der Gemeinde Antwerpen 
Der/Die Vorsitzende des Vorstands 

Pfr. Dr. H e r i n g 

Mitglied des Vorstands 

.. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Evangelische Kirche der Union 

Nr. 145* Disziplinarhof der Evangelischen Kirche der Union. 

Amtsperiode 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2006. 

Amt 

Vorsitzender 

geistlicher Beisitzer 

nichtgeistlicher 
Beisitzer 

(stellv. Vors.) 

Beisitzer für 
ordinierte Prediger 

Beisitzer für 
Kirchenbeamte 
d. höheren Dienstes 

Beisitzer für 
Kirchenbeamte 

Mitglied 

Vizepräsident am 
Landessozialgericht 
Wilfried Lösche 
Berlin 

Pfarrer 
Matthias Richter 
Dessau 

Richter am Kammergericht 
Stephan Weichbrodt 

a) Berlin 

Vizepräsident des 
b) Landessozialgerichts 

Jürgen Bender 
Quierschied 

Pastor 
Ulrich Büsemann 
Preuß. Oldendorf 

Oberkonsistorialrat 
Hans-Christoph Sens 
Magdeburg 

Landeskirchenamtsrätin 

d. gehobenen Dienstes 
Claudia Seppmann 
Spenge 

Beisitzer für 
Kirchenbeamte 
d. mittleren Dienstes 

Kirchengemeinde­
Amtsinspektorin 
Brunhilde Lyons 
Ratingen 

1. Stellvertreter 

Richter am OLG Hamm 
Ulrich Schlüter 
Soest 

Pfarrer 
Jürgen Schwarzbach 
Görlitz 

Ministerialdirektor a. D. 
Dr. Wolfgang Heyde 
Bonn 

Pastor 
Gerhard Utsch 
Siegen 

Kirchenverwaltungsdirektor 
Peter Köm 
Bochum 

Kirchenverwaltungs­
Oberinspektor 
Boy Meinköhn 
Mönchengladbach 

Kirchengemeinde­
Amtsinspektorin' 
Elke Eumaim 
Bornheim-Sechten 

2. Stellvertreter 

Präsident Landesgericht 
Stendal 
Dieter Remus 
Harnburg 

OKR 
Hans-Martin Moderow 
Steinhagen 

Vorsitzender Richter am 
OLG 
Uwe KluBmann 
Naumburg 

Pastor 
Erwin Seitz 
Gevelsberg 

Oberkonsistorialrätin i. R. 
Rosemarie Cynkiewicz 
Berlin 

Konsistorialverwaltungs­
oberrat 
Gerd Hamann 
Berlin 

N.N. 
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Nr. 146* Beschluss über die Inkraftsetzung der Ver­
ordnung zur Änderung der Disziplinarver­
ordnung vom 5. April 2000 für die Evangeli­
sche Landeskirche Anhalts, die Evangelische 
Kirche der schlesischen Oberlausitz, die Pom­
mersehe Evangelische Kirche und die Evan­
gelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen. 

Vom 7. Juni 2000. 

Die Verordnung zur Änderung der Disziplinarverord­
nung vom 5. April2000 wird für die Evangelische Landes­
kirche Anhalts, die Evangelische Kirche der schlesischen 
Oberlausitz und die Pommersehe Evangelische Kirche mit 
Wirkung vom l. Mai 2000 in Kraft gesetzt, für die Evange­
lische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen mit Wirkung 
vom 1. Juni 2000. 

Be r l in, den 7. Juni 2000 

Der Rat der Evangelischen Kirche der Union 

Klassohn 
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Nr. 147* Beschluss über die der Ver-
ordmmg zur Änderung des Versorgungsge­
setzes vom 5. April 2000 für die Evangelische 
Landeskirche Anhalts, die Evangelische Kir­
che der schlesischen Oberlausitz und die 
Evangelische Kirche der Kirchenprovinz 
Sachsen. 

Vom 7. Juni 2000. 

Die Verordnung zur Änderung des Versorgungsgesetzes 
vom 5. April 2000 wird für die Evangelische Landeskirche 
Anhalts und die Evangelische Kirche der schlesischen 
Oberlausitz mit Wirkung vom I . Mai 2000 in Kraft gesetzt, 
für die Evangelis.che Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
mit Wirkung vom 1. Juni 2000. 

Be rl in, den 7. Juni 2000 

Der Rat der Evangelischen Kirche der Union 

Klassohn 

C .. Aus den Gliedkirchen 

Evangelische Landeskirche in Baden 

Nr. 148 Kirchliches Gesetz über die Vertretung von 
Pfarrerinnen und Pfarrern in der Evangeli­
schen Landeskirche in Baden (Pfarrvertre­
tungsgesetz). 

Vom 14. April2000. (GVBl. S. 89) 

Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz 
beschlossen: 

I. Abschnitt 

Grundsätzliches und Aufgabenbereich 

§ 1 

Grundsatz 

Aus der Dienstgemeinschaft zwischen den Pfanerinnen 
und Pfarrern und den zuständigen Leitungsorganen der Lan­
deskirche (im Folgenden Kirchenleitung) ergibt sich, dass 
sie an der Gestaltung ihrer Dienstverhältnisse beteiligt wer­
den. Für die daraus entstehenden Aufgaben, die auch die 
Fürsorge für die Einzelnen umfassen, wird eine Vertretung 
gebildet. Diese schließt die Vertretung der Pfarrdiakoninnen 
und Pfandiakone, der Pfanvikarinnen und Pfarrvikare 
sowie der Lehrvikarinnen und Lehrvikare nach Maßgabe 
dieses Gesetzes mit ein. 

§2 

Zusammensetzung 

(1) Die Vertretung besteht aus neun Mitgliedern, die von 
den beiden in § 6 Abs. 2 genannten Gruppen gewählt wer­
den. Eine Stellvertretung ist in gleicher Zahl zu wählen. 

(2) Bei Angelegenheiten, die Lehrvikarinnen und Lehrvi­
kare betreffen, nimmt die von diesen nach § l 0 Kandidaten­
gesetz gewählte Person beratend teil. 

§ 3 

Aufgaben 

(1) Die Vertretung nimmt in partnerschaftliebem Dialog 
mit der Kirchenleitung die Berufsinteressen der von ihnen 

Vertretenen wahr und unterstützt berechtigte berufliche und 
soziale Anliegen der Vertretenen gegenüber der Kirchenlei­
tung. Hiervon bleibt das Recht der Vertretenen· unberührt, 
eigene Anliegen den nach der Grundordnung zuständigen 
Leitungsämtern und Leitungsorganen selbst vorzutragen. 

(2) In den gesetzlich vorgesehenen Fällen wirkt die Ver­
tretung an Entscheidungen der Kirchenleitung mit. 

§4 

Mitwirkung 

Die Vertretung wirkt mit 

1. bei der Vorbereitung kirchengesetzlicher und sonstiger 
allgemeiner Regelungen, die das Dienstverhältnis, die 
Besoldung, Versorgung, Aus-, Fort- und Weiterbildung 
der Vertretenen sowie ihre sozialen Belange betreffen; 

2. in personellen und sozialen Angelegenheiten einzelner 
Amtsträgerinnen und Amtsträger auf deren Antrag 

a) b.ei Versetzung auf eine andere Stelle, soweit nicht 
das Dienstrecht eine Versetzbarkeit ohne besondere 
Voraussetzungen vorsieht, 

b) bei Versetzung in den Wartestand, 

c) bei vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand, 

d) bei dem Widenuf des Dienstverhältnisses in der 
Probedienstzeit, 

e) bei der Entlassung in der Probedienstzeit, 

f) bei Gewährung von Beihilfen, Unterstützung und 
sonstigen Zuwendungen, auf die kein Rechtsan­
spruch besteht, 

g) bei Versagung der Genehmigung zur Übernahme 
einer Nebenbeschäftigung, 

h) bei Geltendmachung von Ersatzansprüchen des 
Dienstherren gegen eine Vertretene bzw. einen Ver­
tretenen; 

3. in sonstigen kirchengesetzlich vorgesehenen Fällen. 
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§ 5 

Verfahren bei der Mitwirkung 

(1) Soweit die Vertretung bei der Vorbereitung allgemei­
ner Regelungen nach § 4 Nr. 1 mitwirkt, ist ihr Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. Diese ist auf ihren Antrag vom 
Evangelischen Oberkirchenrat den Vorlagen an andere 
Organe der Kirchenleitung beizufügen. Sie kann der Kir­
chenleitung von sich aus Vorschläge für allgemeine Rege­
lungen i. S. d. § 4 Nr. 1 zuleiten; Satz 1 findet sinngemäße 
Anwendung. 

(2) Soweit die Vertretung an Entscheidungen nach § 4 
Nr. 2 mitwirkt, ist ihr die beabsichtigte Maßnahme mit dem 
wesentlichen Sachverhalt und den Unterlagen rechtzeitig 
bekannt zu geben und auf Verlangen mit ihr zu erörtern. Auf 
Antrag der Vertretung oder der Kirchenleitung wird der 
Vorsitz bei diesem Gespräch von der Vorsitzenden bzw. 
von dem Vorsitzenden der Schlichtungsstelle nach dem Kir­
chengesetz über Mitarbeitervertretung geführt. Weicht die 
Stellungnahme der Vertretung von der Ansicht der Kirchen­
leitung ab, sollen sich cfie Parteien um eine Einigung bemü­
hen. Lässt sich eine Einigung nicht erreichen, entscheidet 
die Kirchenleitung in eigener Verantwortung und gibt der 
Vertretung ihre Entscheidung schriftlich unter Angabe der 
Gründe bekannt. 

II. Abschnitt 

Bildung der Vertretung 

§ 6 

Wahlverfahren 

(1) Die Mitglieder der Vertretung und ihre jeweilige 
Stellvertretung werden in freier, geheimer, gleicher und 
unmittelbarer Wahl gewählt. 

(2) Zur Durchführung der Wahl werden die W abiberech­
tigten in zwei Gruppen eingeteilt: 

Gruppe 1: Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Pfarrvikarinnen 
und Pfarrvikare 

Gruppe 2: Pfarrdiakoninnen und Pfarrdiakone 

Die Gruppe 1 wählt acht Vertreterinnen und Vertreter, 
und zwar sieben Pfarrerinnen und Pfarrer bzw. Pfarrvikarin­
nen und Pfarrvikare sowie eine Religionslehrerin bzw. einen 
Religionslehrer (s. § 12 Abs. 2 Nr. 1 Religionsunterrichtsge­
setz), bei letzteren ist die Person mit der höchsten Stimmen­
zahl gewählt. 

Die Gruppe 2 wählt eine Vertretetin bzw. einen Vertreter. 
Falls sich für die Gruppe 2 keine Vertreterin bzw. kein Ver­
treter findet, erhöht sich die Zahl der Vertreterinnen bzw. 
Vertreter der Gruppe 1 auf neun. 

(3) Gleichzeitig mit der Vertretung wird in einem 
getrennten Wahlgang die Stellvertretung entsprechend 
Absatz 2 gewählt. 

( 4) Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl gilt 
sinngemäß die Wahlordnung für die Bildung von Vertretun­
gen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Evangeli­
schen Landeskirche in Baden nach Maßgabe folgender 
Bestimmungen: 

a) Wahlausschuss ist der Vorstand des Evangelischen 
Pfarrvereins in Baden, ergänzt um eine vom Vorstand 
des Fachverbandes evangelischer Religionslehrerinnen 
und Religionslehrer in Baden zu entsendende Vertre­
tung; 

b) Wahlvorschläge können auch von Vereinigungen einge­
reicht werden, die im Bereich der Landeskirche sat-

zungsgemäß berufsspezifische Angelegenheiten der 
nach diesem Gesetz Vertretenen wahrnehmen; 

c) die Briefwahl ist zulässig; 

d) über eine Wahlanfechtung entscheidet der Landeskir­
chenrat in synodaler Besetzung. 

§7 

Wahlberechtigung 

W abiberechtigt sind alle in § 6 Abs. 2 Genannten, die am 
Wahltag in einem aktiven Dienstverhältnis der Landeskir­
che stehen. 

§ 8 

Wählbarkeit 

(1) Wählbar ist, wer wahlberechtigt gemäß§ 7 ist und am 
Wahltag seit mindestens sechs Monaten in einem Dienstver­
hältnis zur Landeskirche steht. 

(2) Nicht wählbar sind Mitglieder des Kollegiums des 
Evangelischen Oberkirchenrates und des Landeskirchenra­
tes sowie Lehrvikarinnen und Lehrvikare. 

§9 

Wahlergebnis 

(1) Für die Feststellung des Wahlergebnisses gilt § 138 
Abs. 1 Nr. 3 Gnmdordnung. Eine Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Lehnt eine gewählte Kandidatin oder ein gewählter 
Kandidat ab, so rückt die Person mit der nächst niedrigeren 
Stimmenzahl nach. 

§ 10 

Amtszeit 

(1) Die Amtszeit der Mitglieder der Vertretung beträgt 
sechs Jahre. Sie beginnt mit dem rechtskräftigen Abschluss 
des Wahlverfahrens, jedoch nicht vor Ablauf der Amtszeit 
einer noch bestehenden Vertretung. 

(2) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus der Vertretung 
aus, rückt die Person mit der nächst niedrigeren Stimmen­
zahl nach. 

(3) Die bisherige Vertretung führt die Geschäfte auch 
nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zum Zusammentreten der 
neuen Vertretung. 

(4) Spätestens sechs Wochen vor Ablauf der Amtszeit ist 
das Wahlverfahren zur Bildung einerneuen Vertretung ein­
zuleiten. 

§ 11 

Vorzeitige Beendigung der Amtszeit 
der Vertretung insgesamt 

Sinkt die Zahl der Mitglieder der Vertretung unter die 
Hälfte, endet die Amtszeit der verbliebenen Mitglieder vor­
zeitig. Es sind unverzüglich Neuwahlen durchzuführen. 

§ 12 

Ruhen und Erlöschen der Mitgliedschaft in der Vertretung 

(1) Ist einem Mitglied der Vertretung die Führung der 
Dienstgeschäfte untersagt, ruht die Mitgliedschaft in der 
Vertretung. 

(2) Die Mitgliedschaft erlischt, wenn das Mitglied 

a) die Wahlberechtigung oder die Wählbarkeit verliert, 

b) das Amt niederlegt. 
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IU. Abschnitt 

Geschäftsführung 

§ 13 

Allgemeine Regelungen 

Auf die Geschäftsführung finden die §§ 23 bis 30 des 
kirchlichen Gesetzes über die Mitarbeitervertretungen in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland in der jeweils für die 
Evangelische Landeskirche in Baden geltenden Fassung 
Anwendung. 

§ 14 

Kosten 

Die Landeskirche trägt die für das Wahlverfahren und die 
Geschäftsführung der Vertretung erforderlichen Kosten. 
Dies schließt die Kosten für Sitzungen und Tagungen sowie 
die sachkundige Beratung ein. 

Der Umfang der erforderlichen Geschäftsführungskosten 
wird zwischen der Vertretung und dem Evangelischen 
Oberkirchenrat für ein Jahr im Voraus festgelegt. 

IV. Abschnitt 

§ 15 

In-Kraft-Treten 

(1) Dieses kirchliche Ge.setz tritt am 1. Juni 2000 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. das kirchliche Gesetz über die Pfarrervertretung in der 
Evangelischen Landeskirche in Baden vom 25. Oktober 
1974 (GVBL S. 101), zuletzt geändert durch kirchliches 
Gesetz am 26. Aprill994 (GVBI. S. 67), 

2. die 3. Verordnung zur Durchführung des kirchlichen 
Gesetzes über die Pfarrervertretung in der Evangeli­
schen Landeskirche in Baden vom 2. Dezember 1980 
(GVB!. 1981 S. 6). 

Dieses kirchliche Gesetz wird hiermit verkündet. 

Kar l s ruhe, den 14. April2000 

Der Landesbischof 

Dr. Ulrich F i s c h e r 

Nr. 149 Kirchliches Erprobungsgesetz zur Regelung 
der Stellenteilung im Dekansamt. 

Vom 14. April2000. (GVBI. S. 92) 

Die Landessynode hat gemäß § 132 Abs. 3 Grundord­
nung das folgende kirchliche Gesetz mit verfassungsändern­
der Mehrheit beschlossen: 

§ 1 

Abweichend von §§ 82 Abs. 1 Nr. 3, 90 Abs. 2 Nr. 1 und 
Abs. 4 Satz 1, 93 bis 95 Grundordnung wird zur Erprobung 
einer Stellenteilung im Dekansamt folgende Regelung 
getroffen: 

§2 

(1) Die Aufgaben des Dekansamtes können von den 
Beteiligten, die eine Pfarrstelle in Stellenteilung im Sinne 
von § 55 Pfarrdienstgesetz gemeinsam innehaben, ebenfalls 
gemeinsam übernommen werden. 

(2) Die Besetzung des Dekansamtes folgt den Regelun­
gen in § 95 Grundordnung, wobei sich der Wahlvorschlag 
im Sinne von § 95 Abs. 2 Grundordnung auf beide Beteilig­
te gemeinsam bezieht. 

(3) Beide Beteiligte im Sinne von Absatz 1 werden durch . 
die Landesbischöfin bzw. den Landesbischof zur gemeinsa­
men Ausübung des Pfarramtes und des Dekansamtes beru­
fen. 

§ 3 

( 1) Alle Rechte und Pflichten aus der Stellung als Deka­
nin bzw. als Dekan stehen grundsätzlich beiden Beteiligten 
gleichermaßen zu. 

(2) Die Verteilung der Geschäfte des Dekansamtes und 
des Pfarramtes sind zwischen den Beteiligten in einem 
Dienstplan zu regeln, der vor der Bemfung zur Dekanin 
bzw. zum Dekan von den Beteiligten zusammen mit dem 
Ältestenkreis, soweit es das Pfarramt betrifft, und im Ein­
vernehmen mit dem Bezirkskirchenrat, soweit es das 
Dekansamt betrifft, erstellt wird. Die Aufgabenverteilung 
ist unter den Beteiligten so zu gestalten, dass beide sowohl 
an den Aufgaben des Dekansamtes als auch des Pfarramtes 
beteiligt sind. 

(3) Die Aufgabenverteilung im Dekansamt nach Absatz 2 
kann nach regionalen Gesichtspunkten innerhalb des Kir­
chenbezirks und/oder nach funktionalen Gesichtspunkten 
erfolgen. 

§4 

(1) Die stimmberechtigte Mitgliedschaft im Ältestenkreis 
und im Kirchengemeinderat wechselt in entsprechender 
Anwendung von § 57 Abs. 1 Pfaudienstgesetz unter den 
Beteiligten alle zwei Jahre nach der vom Ältestenkreis im 
Benehmen mit dem Bezirkskirchenrat festgelegten Reihen­
folge. Die andere Stellenpartnerin bzw. der andere Stellen­
partner ist jeweils beratendes Mitglied im Ältestenheis 
bzw. im Kirchengemeinderat und übt bei Verhinderung des 
stimmberechtigten Mitgliedes das Stimmrecht aus. 

(2) Auch die stimmberechtigte Mitgliedschaft in der 
Bezirkssynode (§ 82 Abs. 1 Nr. 3 Grundordnung) wechselt 
unter den Beteiligten alle zwei Jahre nach einer von ihnen 
zusammen mit dem Bezirkskirchenrat festgelegten Reihen­
folge. Die Reihenfolge kann mit der in Absatz 1 festgeleg­
ten übereinstimmen. Die bzw. der jeweils nicht stimmbe­
rechtigte Beteiligte ist zugleich beratendes Mitglied in der 
Bezirkssynode. 

(3) Das jeweils stimmberechtigte Mitglied der Beteiligten 
in der Bezirkssynode ist zugleich kraft Amtes Mitglied im 
Bezirkskirchenrat im Sinne von § 90 Abs. 2 Nr. 1 Grund­
ordnung und führt den Vorsitz im Bezirkskirchenrat gemäß 
§ 90 Abs. 4 Grundordnung. Die bzw. der andere Beteiligte 
ist beratendes Mitglied im Bezirkskirchenrat 

(4) Am Dekanatsbeirat nach § 99 Grundordnung können 
beide Beteiligte teilnehmen. 

§ 5 

Für die Vertretung im Pfarramt und im Dekansamt gelten 
die allgemeinen Regelungen. 

§6 

Die Beteiligten erhalten insgesamt die Besoldung einer 
vollen Dekanstelle gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 5 Pfanerbesol­
dungsgesetz, jeweils anteilig in Höhe des eigenen Beschäf­
tigungsumfangs. 
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§ 7 

Wird das Dienstverhältnis nach § 2 dieses Gesetzes von 
einer beteiligten Person geändert oder endet es, so gilt die 
Berufung in das Dekansamt gegenüber beiden Beteiligten 
als aufgehoben. Ist die gemeinsame Ausübüng des Dekans­
amtes nicht mehr möglich oder im Interesse des Dienstes 
nicht mehr vertretbar, so kann die Landesbischöfin bzw. der 
Landesbischof im Benehmen mit dem Bezirkskirchenrat 
und im Einvernehmen mit dem Landeskirchenrat die Beru­
fung in das Dekansamt einschließlich der Übertragung der 
Pfarrstelle aufheben. Im Übrigen gilt § 55 Abs. 3 Pfarr­
dienstgesetz. 

§ 8 

Wird von der Möglichkeit einer Verlängerung der Amts­
zeit nach § 96 Abs. 2 Grundordnung Gebrauch gemacht, gilt 
diese Verlängerung auch für die andere an der Stellenteilung 
beteiligte Person. 

§9 

(1) Die Stellenteilung im Dekansamt kann auch in der 
Form ausgestaltet werden, dass nur eine der beiden Perso­
nen, die sich eine Pfarrstelle teilen, zur Dekanin bzw. zum 
Dekan berufen wird. An der gemeinsamen Pfarrstelle wird 
aber die zur Dekanin bzw. zum Dekan berufene Person am 
regelmäßigen pfarramtliehen Dienst beteiligt. 

(2) Im Falle einer Regelung nach Absatz 1 erhält nur die 
zur Dekanin bzw. zum Dekan berufene Person die höhere 
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Besoldung gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 5 Pfarrerbesoldungsgesetz. 
Sie erhält außerdem für die Dauer der Ausübung des 
Dekansamtes eine Zulage zwischen der zuletzt innegehab­
ten und der nach den Regelungen des Pfarrerbesoldungsge­
setzes für das Dekansamt maßgeblichen Besoldung, und 
zwar in Höhe der Differenz zwischen einem vollen und dem 
tatsächlich ausgeübten Beschäftigungsumfang. Diese Zula­
ge ist im Rahmen der allgemeinen Regelungen ruhegehalt­
fähig. 

(3) Für die Wahrnehmung der Geschäfte im Pfarramt und 
im Dekansamt gelten die jeweils allgemeinen Vertretungs­
regelungen. 

(4) Die Regelung in § 57 Pfarrdienstgesetz für die Mit­
gliedschaft in kirchlichen Organen findet keine Anwen­
dung. 

(5) Die Beendigungsregelung nach § 7 dieses Gesetzes 
gilt sinngemäß. 

§10 

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 2000 in Kraft und am 
30. April2003 außer Kraft. 

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet. 

Kar 1 s ruhe, den 14. April2000 

Der Landesbischof 

Dr. Ulrich F i s c h e r 

Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg 

Nr. 150 Bekanntmachung der Neufassun~. des Kir­
chengesetzes über die Wahl der Altesten in 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Eranden­
burg (Ältestenwahlgesetz). 

Vom 1. Juli 2000. (KABI. S. 63) 

Aufgrund von Artikel 2 der Verordnung mit Gesetzes­
kraft zur Änderung des Kirchengesetzes über die Wahl 
der Ältesten in der Evangelischen Kirche in Berlin-Bran­
denburg (Ältestenwahlgesetz) (Ä WG-ÄndVOmG 2000) 
vom 16. Juni 2000 (KABI. S. 62) wird nachstehend der 
Wortlaut des Kirchengesetzes über die Wahl der Ältesten 
in der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg vom 
19. November 1994 (KABI. S. 210) in der ab 1. Juli 2000 
geltenden Fassung bekannt gemacht. 

B e rl in, den 1. Juli 2000 

- Konsistorium -

Dr.Runge 

Kirchengesetz über die Wahl der Ältesten 
in der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg 

(Äitestenwahlgesetz) 

§ I 

Amtsdauer 

(1) Die Ältesten im Sinne von Artikel2l Abs. 1 Nr. I der 
Grundordnung werden von der Gemeinde für die Dauer von 
sechs Jahren gewählt. Sie können ihren Dienst erst nach 
Abgabe des Ältestenversprechens ausüben und bleiben 
Älteste bis zur Einführung ihrer Nachfolgerinnen oder 
Nachfolger. 

(2) Die Amtszeit der Ersatzältesten beträgt drei Jahre, im 
Fall des § 2 Abs. 2 sechs Jahre, und endet, sofern sie nicht 
als Älteste nachgerückt sind, mit Ablauf des Tages der 
nächsten ÄltestenwahL 

§2 

Wahlturnus 

(1) In den Kirchengemeinden finden alle drei Jahre Äl­
testenwahlen statt. Neu gewählt werden jeweils die Hälfte 
aller Ältesten und alle Ersatzältesten. Ist die Zahl der Äl­
testen im Sinne von Artikel 21 Abs. l Nr. I der Grundord­
nung ungerade, gilt als Hälfte abwechselnd die nächst nie­
drigere und die nächst höhere Zahl. 

(2) Der Kreiskirchenrat kann auf Antrag des Gemeinde­
kirchenrats zulassen, dass alle Ältesten in sechsjährigem 
Turnus gewählt werden. Der Übergang zum sechsjährigen 
Wahlturnus darf nur in der Weise erfolgen, dass im Jahr vor 
der Bildung der Kreissynoden stets eine Ältestenwahl statt­
findet. Der Antrag des Gemeindekirchenrats an den Kreis­
kirchenrat auf Übergang zum sechsjährigen Wahlturnus 
muss spätestens bis zum Ablauf des 31. März des Jahres 
gestellt werden, in dem die nach Absatz 1 anstehende Wahl . 
zum ersten Mal ausfallen soll. 

(3) Der sechsjährige Wahlturnus bleibt bestehen bis der 
Gemeindekirchenrat oder der Kreiskirchenrat beschließt, 
dass wieder in dreijährigem Turnus gewählt wird. Eine sol­
che Entscheidung soll bis zum 30. September des Vorjahres, 
sie muss spätestens bis zum Ablauf des 31. März des Jahres 
getroffen worden sein, in dem die Ältestenwahlen nach dem 
sechsjährigen Wahlturnus stattfinden. Vor der Entscheidung 
hört der Gemeindekirchenrat den Kreiskirchenrat oder der 
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Kreiskirchenrat den Gemeindekirchenrat an. Durch das Los 
wird bestimmt, welche Ältesten bereits nach drei Jahren 
ausscheiden. 

§ 3 

Zahl der Ältesten und Ersatzältesten 

(1) Die Zahl der zu wählenden Ältesten bestimmt der 
Gemeindekirchenrat Wird durch einen solchen Beschluss 
die Gesamtzahl der gewählten Ältesten verändert, bedarf er 
der Zustimmung des Kreiskirchenrats. Der Gemeindekir­
chenrat hat die Zustimmung spätestens arn 31. März des 
Wahljahres beim Kreiskirchenrat zu beantragen. Dem 
Gemeindekirchenrat sollen nicht weniger als vier und nicht 
mehr als fünfzehn gewählte Älteste angehören. 

(2) Wird die Zahl der Ältesten erhöht, scheidet auch bei 
der übernächsten Wahl die Hälfte der Ältesten aus; durch 
das Los wird bestimmt, wer von den zuletzt gewählten Äl­
testen bereits nach drei Jahren ausscheidet. Wird die Zahl 
vermindert, wird vor der übernächsten Wahl durch das Los 
bestimmt, wer von de"n Ältesten, deren Amtszeit abläuft, 
noch für weitere drei Jahre im Amt bleibt. Die Sätze 1 und 2 
sind entsprechend anwendbar, wenn ohne Beschluss nach 
Absatz 1 das Verhältnis zwischen der Zahl der im Amt blei­
benden und der Zahl der ausscheidenden Ältesten zwischen 
zwei Wahlen ungleich geworden ist. 

(3) Welche Zahl von Ersatzältesten angemessen ist, 
bestimmt der Gemeindekirchenrat Die Zahl soll mindestens 
ein Viertel der Zahl aller Ältesten im Sinne von Artikel 21 
Abs. 1 Nr. 1 der Grundordnung betragen, sie soll deren Zahl 
nicht übersteigen. 

§4 

Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt sind alle Gerneindeglieder, die arn 
Wahltag das 14. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, sie 
sind nicht zum Abendmahl zugelassen. 

(2) Die Gemeindeglieder sind in der Kirchengemeinde 
wahlberechtigt, der sie angehören. Personen mit Neben­
wohnsitz in der Kirchengemeinde sind nicht wahlberechtigt, 
es sei denn, sie sind gemäß Artikel 10 Abs. 1 Satz 2 der 
Grundordnung in die Kirchengemeinde umgemeindet. 

(3) Vorn Wahlrecht ausgeschlossen ist, 

1. wem nach Bestimmungen der Ordnung des kirchlichen 
Lebens das Wahlrecht versagt ist, 

2. für wen zur Besorgung aller Angelegenheiten eine 
Betreuerin oder ein Betreuer nicht nur durch einstweili­
ge Anordnung bestellt ist. 

Über den Ausschluss entscheidet der Gemeindekirchen­
rat Das ausgeschlossene Gemeindeglied kann gegen die 
Entscheidung, die ihm mit den Gründen mitzuteilen ist, 
innerhalb von zwei Wochen nach der Bekanntgabe schrift­
lich Beschwerde einlegen. Auf die Beschwerdemöglichkeit 
ist bei der Bekanntgabe hinzuweisen. Der Gemeindekir­
chenrat legt die Beschwerde mit seiner Stellungnahme dem 
Kreiskirchenrat zur Entscheidung vor. 

§5 

Wählbarkeit 

(1) Zu Ältesten können Gemeindeglieder gewählt wer­
den, die zum Abendmahl zugelassen sind, am Leben der 
Gemeinde teilnehmen, sich zu Wort und Sakrament halten 
und bereit sind, über die innere und äußere Lage der 
Gemeinde Kenntnis und Urteil zu gewinnen. Sie müssen am 

Wahltag mindestens 18 Jahre alt und in der Kirchengemein­
de wahlberechtigt sein. 

(2) Die Zahl der bei kirchlichen Körperschaften, Einrich­
tungen oder Werken beruflich Tätigen unter den Mitglie­
dern des Gemeindekirchenrats muss kleiner sein als die . 
Hälfte der MitgliederzahL Die Zahl der beruflichen Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter der Kirchengemeinde ein­
schließlich der Pfarrerinnen und Pfarrer unter den Mitglie­
dern des Gemeindekirchenrats darf ein Drittel der Mitglie­
derzahl nicht überschreiten. 

(3) Ehegatten, Geschwister, Eltern und ihre Kinder, 
Großeltern und ihre Enkel sollen nicht gleichzeitig Mitglie­
der desselben Gemeindekirchenrats sein. 

§ 6 

Bekanntmachungen 

Bekanntmachungen über die Wahl erfolgen durch 
Abkündigung in Gottesdiensten und Gemeindeveranstaltun­
gen sowie durch Aushang, soweit nicht dieses Kirchenge­
setz etwas anderes bestimmt. Der Kirchengemeinde steht es 
frei, die Bekanntmachung durch Bekanntgabe anderer Art 
zu ergänzen. 

§ 7 

Termin und Ort der Wahl 

(1) Die Wahlen finden in der zweiten Hälfte des Wahl­
jahres statt. Den Wahltermin bestimmt die Kirchenleitung. 
Dabei wird für den Sprengel Berlin ein Sonntag als Wahltag 
festgesetzt; das Konsistorium kann auf Antrag des Kreiskir­
chenrats zulassen, dass in ländlichen Regionen eines Kir­
chenkreises die Wahl innerhalb des gemäß Satz 4 bestimm­
ten Zeitraums stattfindet. Für die übrigen Bereiche der Lan­
deskirche wird ein damit in Zusammenhang stehender Zeit­
raum bestimmt, der neun Sonntage umfasst. Innerhalb des 
von der Kirchenleitung festgesetzten Zeitraums bestimmt 
der Gemeindekirchenrat einen Sonntag oder kirchlichen 
Feiertag als Wahltag. Die Entscheidungen der Kirchenlei­
tung werden spätestens vier Monate vor Beginn des nach 
Satz 4 festgesetzten Zeitraums im Kirchlichen Amtsblatt 
veröffentlicht. 

(2) Die Wahl findet auch im Fall von Absatz 1 Satz 4 in 
der Regel an einem Tag statt. Falls die örtlichen Gegeben­
heiten es erfordern, kann der Gemeindekirchenrat bestim­
men, dass an zwei Tagen gewählt wird. Beide Wahltage 
müssen Sonn- oder kirchliche Feiertage sein; zwischen 
ihnen dürfen nicht mehr als sechs Tage liegen. 

(3) Die Wahl findet am Wahltag von 8.00 Uhr bis 
18.00 Uhr statt. Innerhalb dieses Zeitraums kann der 
Gemeindekirchenrat die Wahlzeit begrenzen. Die Wahlzeit 
muss 

1. in kleinen Kirchengerneinden (§ 2 Abs. 2 Satz 1) min­
destens 2 Stunden, 

2. in anderen Kirchengemeinden mindestens 5 Stunden 
betragen. Die Wahlhandlung soll während des Gottes­
dienstes ruhen. 

( 4) Als Wahlort bestimmt der Gemeindekirchenrat einen 
Raum der Kirchengemeinde. Ausnahmen bedürfen der 
Zustimmung des Kreiskirchenrats. Der Wahlort kann im 
Verlauf der Wahl gewechselt werden. Dies ist vorher aus­
drücklich bekannt zu machen. 

(5) In Kirchengemeinden mit mehreren Wahl- oder 
Stimmbezirken (§ 8) ist für jeden Bezirk ein eigener Wahl­
ort festzulegen. 
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(6) Wahlorte und Wahltermin mit genauer Angabe der 
Zeiten, in denen die Stimmabgabe erfolgen kann, sind spä­
testens am 56. Tag vor dem Wahltag bekannt zu machen. 
Dabei ist auch auf die Möglichkeit der Briefwahl hinzu­
weisen. 

§ 8 

Wahl- und Stimmbezirke 

(1) In Kirchengemeinden, in denen Gemeindeteile mit 
eigenen Gottesdienststätten bestehen, oder in Kirchenge­
meinden, die aus der Vereinigung mehrerer Kirchengemein­
den entstanden sind, kann der Gemeindekirchenrat mit 
Zustimmung des Kreiskirchenrats die Gemeindeteile als 
Wahlbezirke einrichten. Ist für mehrere Kirchengemeinden 
ein gemeinsamer Gemeindekirchenrat gebildet(§ 44 Abs. 5 
Grundordnung), gelten die Kirchengemeinden als W ahlbe­
zirke. Der Gemeindekirchenrat entscheidet für jeden Wahl­
bezirk, wie viele Älteste zu wählen sind (§ 3 Abs. 1) und 
welche Zahl von Ersatzältesten angemessen ist(§ 3 Abs. 3). 

(2) Die Gemeindeglieder sind in dem Wahlbezirk wahl­
berechtigt und wählbar, in dem sie wohnen; der Gemeinde­
kirchenrat kann zulassen, dass sie in einem anderen Wahl­
bezirk wählbar sind. Bei Gemeindegliedern, deren Gemein­
dezugehörigkeitauf einer Umgemeindung beruht, entschei­
det der Gemeindekirchenrat, in welchem Wahlbezirk sie 
wahlberechtigt und wählbar sind. Sind aufgrund der Stim­
menanteile in den einzelnen Wahlbezirken insgesamt mehr 
berufliche kirchliche Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter 
gewählt, als nach § 5 Abs. 2 Mitglieder des Gemeindekir­
chenrats werden dürfen, so entscheidet darüber, wer 
gewählt ist, die Reihenfolge des prozentualen Stimmenan­
teils der einzelnen Gewählten in ihren Wahlbezirken. 

(3) Für jeden Wahlbezirk wird ein Wahlberechtigtenver­
zeichnis geführt, ein Gesamtwahlvorschlag aufgestellt und 
ein Wahlvorstand gebildet. Zur Beschwerde gemäß § 24 
gegen die Wahl in einem Wahlbezirk oder die in einem 
Wahlbezirk Gewählten sind nur die wahlberechtigten 
Gemeindeglieder dieses Wahlbezirks berechtigt. 

(4) In großen Kirchengemeinden mit mehreren Gottes­
dienststätten kann der Gemeindekirchenrat mit Zustimmung 
des Kreiskirchenrats die Kirchengemeinde in mehrere 
Stimmbezirke einteilen. Für jeden Stimmbezirk wird ein 
Wahlberechtigtenverzeichnis geführt und ein Wahlvorstand 
gebildet. 

§9 

Wahlvorbereitung, Wahlkommission 

(1) Der Gemeindekirchenrat ist für die Vorbereitung der 
Wahl verantwortlich. Er kann zu diesem Zweck aus seinen 
Mitgliedern eine Wahlkommission bilden, die zwischen den 
Sitzungen des Gemeindekirchenrats an seiner Stelle die zur 
Vorbereitung und Durchführung der Wahl erforderlichen 
Entscheidungen trifft. Der Wahlkommission müssen min­
destens drei Mitglieder angehören, und zwar vorzugsweise 
solche, die nicht zur Wahl stehen. Der Gemeindekirchenrat 
bestimmt, wer den Vorsitz in der Wahlkommission führt. 
Die Entscheidung über die Bildung einer Wahlkommission 
muss spätestens am 63. Tag vor dem Beginn des nach § 7 
Abs. 1 Satz 4 bestimmten Zeitraums erfolgen. 

(2) Die Entscheidungen nach § 2, § 3, § 4 Abs. 3, § 7 
Abs. 1 bis 5 und§ 8 dürfen nicht von der Wahlkommission 
getroffen werden. 

§ 10 

Wahlvorschläge 

(1) Für das Ältestenamt kann jedes Gemeindeglied vor­
geschlagen werden, das die Voraussetzungen des § 5 erfüllt. 

(2) Alle wahlberechtigten Gemeindeglieder (§ 4) können 
Wahlvorschläge einreichen. Ein Wahlvorschlag kann meh­
rere Namen enthalten. Jeder Wahlvorschlag muss von min­
destens zehn, in kleinen Kirchengemeinden (§ 2 Abs. 2 
Satz 1) von mindestens fünf wahlberechtigten Gemeinde­
gliedern unterschrieben sein. 

(3) Die Wahlvorschläge müssen den Familiennamen, den 
Vornamen, den Geburtstag und die Anschrift jedes vorge­
schlagenen Gemeindeglieds enthalten. 

(4) Der Gemeindekirchenrat und der Gemeindebeirat 
bemühen sich spätestens von Beginn des Wahljahres an um 
Gemeindeglieder, die geeignet und bereit sind, Älteste zu 
werden. 

(5) Nach Festsetzung des Wahltags,jedoch spätestens am 
56. Tag vor dem Wahltag werden die Gemeindeglieder 
durch Bekanntmachung(§ 6) aufgefordert, Wahlvorschläge 
einzureichen. Die Wahlvorschläge müssen spätestens am 
42. Tag vor dem Wahltag beim Gemeindekirchenrat einge­
hen. 

§ 11 

Prüfung der Wahlvorschläge 

(1) Der Gemeindekirchenrat prüft die eingereichten 
Wahlvorschläge spätestensamdritten Tag nach Ablauf der 
Einreichungsfrist. 

(2) Wahlvorschläge, die den Vorschriften des § 10 Abs. 2 
Satz 3 und Abs. 3 nicht entsprechen, können ergänzt wer­
den. Der Gemeindekirchenrat wirkt unverzüglich auf eine 
Ergänzung hin. Die ergänzten Wahlvorschläge müssen spä­
testens am 29. Tag vor dem Wahltag vorliegen. 

(3) Wahlvorschläge, die nicht der Vorschrift des § 10 
Abs. 2 Satz 3 entsprechen und nicht rechtzeitig ergänzt wur­
den (Absatz 2), werden zurückgewiesen. Namensvorschlä­
ge, die der Vorschrift des § 10 Abs. 3 nicht entsprechen und 
nicht rechtzeitig ergänzt werden (Absatz 2), und die Namen 
der nicht wählbaren V argeschlageneu werden von den 
Wahlvorschlägen gestrichen. Der Gemeindekirchern-at 
benachrichtigt die Betroffenen und die Person, die den 
Wahlvorschlag als erste unterzeichnet hat, unter Angabe des 
Grundes von der Zurückweisung und der Streichung und 
nennt den Rechtsbehelf Die Benachrichtigten können 
gegen die Entscheidung innerhalb einer Woche nach 
Zugang der Benachrichtigung schriftlich Beschwerde einle­
gen. Der Gemeindekirchenrat hat die Beschwerde mit seiner 
Stellungnahme dem Kreiskirchenrat vorzulegen. Der Kreis­
kirchenrat entscheidet über die Beschwerde innerhalb einer 
Woche· nach ihrem Eingang und teilt die Beschwerdeent­
scheidung mit schriftlicher Begründung der oder dem 
Beschwerdeführenden und dem Gemeindekirchenrat mit. 
Die Entscheidung des Kreiskirchenrats ist vorbehaltlich 
anderer Entscheidungen im Wahlanfechtungsverfahren 
(§§ 24 und 25) endgültig. · 

( 4) Der Gemeindekirchenrat fordert alle zur Wahl vorge­
schlagenen Gemeindeglieder, deren Wählbarkeit festge­
stellt ist, unter Mitteilung des Wortlauts des Ältestenver­
sprechens auf, innerhalb von fünf Tagen zu erklären, ob sie 
bereit sind, sich zur Wahl aufstellen zu lassen und nach ihrer 
Wahl das Ältestenversprechen abzulegen. 

§ 12 

Vorbereitung des Gesamtwahlvorschlags und Anhörung 
des Gemeindekirchenrats 

(1) Nach Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge 
bereitet der Gemeindekirchenrat den Gesamtwahlvorschlag 
vor. Wer seine Bereitschaft, sich zur Wahl aufstellen zu las-
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sen, nicht spätestens am 20. Tag vor dem Wahltag erklärt 
hat, wird nicht in den Gesamtwahlvorschlag aufgenommen. 

(2) Der Gesamtwahlvorschlag soll mindestens einein­
halbmal so viele Namen enthalten, wie Älteste zu wählen 
sind. Sind in einer Kirchengemeinde oder, wenn die Kir­
chengemeinde gemäß § 8 in Wahlbezirke eingeteilt ist, in 
einem Wahlbezirk nicht mehr als zwei Älteste zu wählen, 
muss der Gesamtwahlvorschlag bei einer oder einem Äl­
testen mindestens zwei und bei zwei Ältesten mindestens 
vier Namen enthalten. 

(3) Enthalten alle eingereichten Wahlvorschläge zusam­
men nicht die nach Absatz 2 erforderliche Zahl von Namen, 
soll der Gemeindekirchenrat sie auf diese Zahl ergänzen. Ist 
kein ordnungsgemäßer Wahlvorschlag eingegangen, stellt 
der Gemeindekirchenrat einen Wahlvorschlag auf. 

( 4) Vor den Entscheidungen nach Absatz 2 und 3 und vor 
der Aufstellung des Gesamtwahlvorschlags ist der Gemein­
debeirat, wenn kein Gemeindebeirat gebildet wurde, die 
Gemeindeversammluqg zu hören. 

§13 

Aufstellung und Bekanntgabe des Gesamtwahlvorschlags 
und Vorstellung der zur Wahl Stehenden 

(1) Der Gemeindekirchenrat übertragt die Namen der zur 
Wahl vorgeschlagenen Gemeindeglieder, die die Erldärung 
nach § 11 Abs. 4 abgegeben haben, in alphabetischer Rei­
henfolge auf den Gesamtwahlvorschlag. Außer Vor- und 
Zunamen werden Geburtsjahr und Anschrift angegeben. 
Berufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchenge­
meinde sowie die bei anderen kirchlichen Körperschaften, 
Einrichtungen oder Werken beruflich Tätigen müssen als 
solche gekennzeichnet sein. 

(2) Der Gesamtwahlvorschlag ist spätestens zwei 
Wochen vor dem Wahltag bekannt zu machen(§ 6). Auf die 
Möglichkeit der Briefwahl ist hinzuweisen. 

(3) Die zur Wahl vorgeschlagenen Gemeindeglieder sol­
len sich der Gemeinde vorstellen. Der Gemeindekirchenrat 
beschließt, in welcher Weise die Vorstellung geschieht. Am 
Wahltag darf keine Vorstellung stattfinden. 

§ 14 

Stimmzettel 

Die Stimmzettel sind nach dem diesem Kirchengesetz 
beigefügten Muster (Anlage 1)* zu fertigen. Sie müssen den 
Gesamtwahlvorschlag sowie die Angabe enthalten, wie 
viele Älteste zu wählen sind(§ 3 Abs. 1) und welche Zahl 
von Ersatzältesten festgelegt wurde(§ 3 Abs. 3). 

Auf ihnen muss ferner vermerkt sein, dass Stimmzettel, 
auf denen mehr Namen angekreuzt sind, als Älteste zu wäh­
len waren, ungültig sind. 

§ 15 

Wahlberechtigtenverzeichnis 

(1) Die Ausübung des Wahlrechts setzt die Eintragung in 
das Wahlberechtigtenverzeichnis voraus. 

(2) Der Gemeindekirchenrat entscheidet, ob das Wahlbe­
rechtigtenverzeichnis als Liste oder Kartei geführt wird. Die 
Kartei kann eine für die Wahl besonders angelegte oder die 
Gemeindekartei sein. Eine Seelsorgekartei darf nicht ver­
wandt werden. Die Karteieintragung über die Wahlberechti-

* hier nicht abgedruckt! 

gung ist von einer oder einem Beauftragten des Gemeinde­
kirchenrats zu unterzeichnen. 

(3) In das Wahlberechtigtenverzeichnis sind von Amts 
wegen alle wahlberechtigten Gemeindeglieder mit Fami­
liennamen, Vornamen, Wohnung und Geburtstag einzutra­
gen. Es muss Spalten für Vermerke über die Ausgabe von 
Briefwahlscheinen, über die Stimmabgabe sowie eine Spal­
te für Bemerkungen enthalten. 

( 4) Das Wahlberechtigtenverzeichnis ist vom Gemeinde­
kirchenrat fortlaufend zu führen und bis zum Ablauf des 
29. Tages vor dem Wahltag auf seine Richtigkeit zu prüfen. 
Wer eingetragen, aber nicht wahlberechtigt ist, muss gestri­
chen werden. Über die Streichung entscheidet die oder der 
Vorsitzende, die oder der stellvertretende Vorsitzende oder 
ein beauftragtes Mitglied des Gemeindekirchenrats. Wird 
nach dem Ablauf der Prüfungszeit bekannt, dass jemand in 
das Wahlberechtigtenverzeichnis eingetragen, aber nicht 
wahlberechtigt ist, ist die Person unverzüglich zu streichen 
und von der Streichung zu benachrichtigen. Über die Strei­
chung entscheidet die oder der Vorsitzende, die oder der 
stellvertretende Vorsitzende oder ein beauftragtes Mitglied 
des Gemeindekirchenrats. Gegen die Streichung ist bis zum 
Ablauf des 13. Tages vor dem Wahltag Beschwerde an den 
Gemeindekirchenrat zulässig. Hilft der Gemeindekirchenrat 
der Beschwerde nicht ab, entscheidet der Kreiskirchenrat 
Dessen Entscheidung muss spätestens am zweiten Tag vor 
dem Wahltag der oder dem Beschwerdeführenden und dem 
Gemeindekirchenrat zugehen. Die Beschwerdeentschei­
dung sowie Streichungen nach dem Ablauf der Beschwer­
detrist sind nur im Wahlanfechtungsverfahren (§§ 24 und 
25) nachprüfbar. 

(5) Nachdem das Wahlberechtigtenverzeichnis geprüft 
ist, benachrichtigt die Kirchengemeinde die eingetragenen 
wahlberechtigten Gemeindeglieder schriftlich von der Ein­
tragung. Die Wahlbenachrichtigung soll enthalten: 

1. Familiennamen, Vornamen und Wohnung der oder des 
Wahlberechtigten, 

2. den W ahltag, die Wahlzeit und den W ahlort, 

3. die Nummer der Eintragung in das Wahlberechtigten­
verzeichnis, 

4. die Bitte, die Benachrichtigungskarte und den Personal­
ausweis oder ein anderes zur Identifikation geeignetes 
Ausweispapier zur Wahl mitzubringen, 

5. den Hinweis auf die Möglichkeit der Briefwahl. 

(6) In der Zeit vom 28. bis zum 15. Tag vor dem Wahltag 
liegt das Wahlberechtigtenverzeichnis für die Dauer von 
zehn Tagen in der Gemeinde zur Auskunfterteilung bereit. 
Die Auskunft wird von einer oder einem Beauftragten des 
Gemeindekirchenrats erteilt. Es wird Auskunft darüber 
gegeben, ob und mit welchen Angaben die oder der Aus­
kunft Suchende im Wahlberechtigtenverzeichnis eingetra­
gen ist. Ort und Zeit der Auskunfterteilung mit Hinweis auf 
die Möglichkeit der Beschwerde nach Absatz 7 sind späte­
stens am sechsten Sonntag vor dem Wahltag bekannt zu 
machen. 

(7) Wer wahlberechtigt, jedoch in das Wahlberechtigten­
verzeichnis nicht eingetragen ist, hat das Recht, bis zum 
Ablauf des 15. Tages vor dem Wahltag schriftlich 
Beschwerde beim Gemeindekirchenrat einzulegen. Hilft der 
Gemeindekirchenrat der Beschwerde nicht ab, entscheidet 
der Kreiskirchenrat Dessen Entscheidung muss spätestens 
am zweiten Tag vor dem Wahltag der oder dem Beschwer­
deführenden und dem Gemeindekirchenrat zugehen. Sie ist 
nur im Wahlanfechtungsverfahren (§§ 24 und 25) nachprüf­
bar. 
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(8) Wird nach dem Ablauf der in Absatz 7 geregelten 
Beschwerdefrist bekannt, dass ein wahlberechtigtes 
Gemeindeglied nicht in das Wahlberechtigtenverzeichnis 
eingetragen ist, ordnet bis zum Tage vor der Wahl die oder 
der Vorsitzende, die oder der stellvertretende Vorsitzende 
oder ein beauftragtes Mitglied des Gemeindekirchenrats, 
am Wahltag der Wahlvorstand die Eintragung an. Das 
Gemeindeglied hat seine Wahlberechtigung durch geeigne­
te Unterlagen (z. B. Personalausweis, Konfirmationsurkun­
de, letzter Kirchensteuerbescheid) nachzuweisen. Die 
Ablehnung der Eintragung ist nur im Wahlanfechtungsver­
fahren (§§ 24 und 25) nachprüfbar. Das Gemeindeglied 
erhält unverzüglich die Wahlbenachrichtigung (Absatz 5). 

(9) Das Wahlberechtigtenverzeichnis wird am Tag vor 
dem Wahltag geschlossen und am Wahltag dem Wahlvor­
stand übergeben. Nach der Schließung des Wahlberechtig­
tenverzeichnisses sind nur noch Eintragungen nach Ab­
satz 8 zulässig. 

• § 16 

Wahlvorstand 

( l) Vor der Wahl bestellt der Gemeindekirchenrat aus 
den wahlberechtigten Gemeindegliedern, deren Namen 
nicht auf dem Gesamtwahlvorschlag stehen, mindestens 
drei Personen als Wahlvorstand. Ist für mehrere Kirchenge­
meinden gemäß Artikel 44 Abs. 5 der Grundordnung ein 
gemeinsamer Gemeindekirchenrat gebildet worden, können 
Gemeindeglieder aller beteiligten Kirchengemeinden zu 
Mitgliedern der Wahlvorstände dieser Kirchengemeinden 
bestellt werden. Dem Wahlvorstand soll mindestens ein 
Mitglied des Gemeindekirchenrats, im Fall des § 9 ein Mit­
glied der W ahlkommission, angehören. 

(2) Der Wahlvorstand ist dafür verantwortlich, dass die 
Wahl ordnungsgemäß durchgeführt wird. 

(3) Während der Wahlhandlung müssen mindestens zwei 
Mitglieder des Wahlvorstands anwesend sein. 

(4) Der Wahlvorstand ist berechtigt, Personen, die die 
Wahl stören, aus dem Wahlraum zu weisen. 

(5) In Kirchengemeinden, in denen nach Wahl- oder 
Stimmbezirken (§ 8) getrennt gewählt wird, ist für jeden 
Wahlort ein Wahlvorstand zu bilden.· 

§ 17 

Wahlhandlung 

(1) Am letzten Sonntag vor dem Wahltag und am Wahl­
tag wird in den Gottesdiensten der Wahl fürbittend gedacht. 

(2) Die Wahlhandlung ist öffentlich. 

(3) Vor dem Beginn der Wahlhandlung hat der Wahlvor­
stand sich davon zu überzeugen, dass die Wahlurne leer ist. 
Sie wird verschlossen und darf bis zum Schluss der Wahl­
handlung nicht mehr geöffnet werden. Wird die W ahlhand­

_lung unterbrochen, so ist die Wahlurne zu versiegeln. 

(4) Das wahlberechtigte Gemeindeglied, dessen Name im 
Wahlberechtigtenverzeichnis festgestellt ist, erhält im 
Wahlraum einen Stimmzettel. Die Stimmabgabe ist nur per­
sönlich möglich. Das Gemeindeglied kann sich jedoch einer 
Hilfsperson bedienen, wenn es den Stimmzettel allein nicht 
auszufüllen vermag. 

(5) Die Stimmabgabe ist geheim. Das Gemeindeglied legt 
den Stimmzettel in die Wahlurne. Seine Stimmabgabe wird 
vermerkt. 

(6) Auf dem Stimmzettel dürfen höchstens so viele 
Namen angekreuzt werden, wie Älteste zu wählen sind. Für 

jedes zur Wahl vorgeschlagene Gemeindeglied darf nur eine 
Stimme abgegeben werden. Wird ein Name mehrfach ange­
kreuzt, gilt dies als eine Stimme. 

(7) Nach dem Ablauf der Wahlzeit wird die Wahlhand­
lung geschlossen. 

§ 18 

Briefwahl 

(1) Wahlberechtigte Gemeindeglieder, die in das Wahl­
berechtigtenverzeichnis eingetragen sind, können ihr Wahl­
recht durch Briefwahl ausüben, wenn sie verhindert sind, 
zur Wahl zu kommen. Für die Briefwahl ist ein Briefwahl­
schein erforderlich. Der Briefwahlschein muss eine andere 
Farbe haben als der Stimmzettel. 

(2) Der Briefwahlschein wird auf Antrag zusammen mit 
einem Stimmzettel, einem Stimmzettelumschlag und einem 
Wahlbriefumschlag nach den diesem Kirchengesetz beige­
fügten Mustern (Anlagen 2 bis 4)* ausgegeben. Der Antrag 
kann persönlich oder durch Bevollmächtigte mündlich oder 
schriftlich gestellt werden. Er soll spätestens am vierten Tag 
vor dem Wahltag bei der Kirchengemeinde eingehen. Die 
Ausgabe eines Briefwahlscheins ist im Wahlberechtigten­
verzeichnis zu vermerken. 

(3) Der Briefwahlschein enthält die Bestätigung über die 
Eintragung des Gemeindeglieds in das Wahlberechtigten­
verzeichnis und muss von einer oder einem Beauftragten 
des Gemeindekirchenrats unterschrieben und mit dem Kir­
chensiegel versehen sein. Der Briefwahlschein enthält fer­
ner den Wortlaut der Versicherung des Gemeindeglieds, 
dass es den Stimmzettel persönlich ausgefüllt hat. Das 
Gemeindeglied muss diese Versicherung datieren und 
unterschreiben. 

(4) Der Stimmzettel im verschlossenen Stimmzettelum­
schlag und der Briefwahlschein müssen im verschlossenen 
Wahlbriefumschlag dem Wahlvorstand bis zum Ende des 
Termins für die Stimmabgabe (§ 7 Abs. 3) zugeleitet wer­
den, andernfalls ist die Stimmabgabe ungültig. 

§ 19 

Ermittlung des Wahlergebnisses 

(1) Unverzüglich nach dem Schluss der Wahlhandlung 
zählt der Wahlvorstand öffentlich die Stimmen aus. 

(2) Vor dem Öffnen der Wahlurne öffnet der Wahlvor­
stand die rechtzeitig eingegangenen Wahlbriefe und ent­
nimmt ihnen den Briefwahlschein und den Stimmzettelum­
schlag. Er prüft, ob die Ausgabe des Briefwahlscheins im 
Wahlberechtigtenverzeichnis vermerkt ist und ob das 
Gemeinde-glied die Versicherung über die persönliche Aus­
füllung des Stimmzettels abgegeben hat. Ein Wahlbrief, den 
der Wahlvorstand wegen Fehlens derVoraussetzungennach 
Satz 2 beanstandet, wird zurückgewiesen und ausgesondert. 
Die Gemeindeglieder, deren Wahlbriefe zurückgewiesen 
wurden oder verspätet eingegangen sind, werden nicht als 
Wählende gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben. 
Ist der Wahlbrief nicht zu beanstanden, wird die Stimmab­
gabe im Wahlberechtigtenverzeichnis vermerkt und der 
Stimmzettelumschlag ungeöffnet in die Wahlurne gelegt. 
Die Briefwahlscheine werden gesammelt. 

(3) Die Stimmzettel und die Stimmzettelumschläge wer­
den der Wahlurne entnommen und gezählt. Das Ergebnis 
der Zählung wird mit der Zahl der Stimmabgabevermerke 
verglichen. Ergibt sich dabei auch nach wiederholter Zäh­
lung keine Übereinstimmung, ist dies in der Wahlnieder­
schrift anzugeben und, soweit möglich, zu erläutern. 
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(4) Nachdem die Stimmzettel und die Stimmzettelum­
schläge gezählt sind, werden den Stimmzettelumschlägen 
die Stimmzettel entnommen. Stimmzettelumschläge mit 
mehreren ausgefüllten Stimmzetteln werden ausgesondert. 
Die den Stimmzettelumschlägen entnommenen und nicht 
ausgesonderten Stimmzettel werden ungelesen mit den übri­
gen Stimmzetteln vermischt und mit ihnen zusammen 
gezählt. 

(5) Ungültig sind Stimmzettel, 

1. die keine Eintragung enthalten, 

2. aus deren Inhalt der Wählerwille nicht eindeutig hervor­
geht, 

3. auf denen mehr Namen angekreuzt sind, als Älteste zu 
wählen waren. 

Befinden sich in einem Stimmzettelumschlag mehrere 
Stimmzettel, ist die Stimme ungültig, wenn mehr als ein 
Stimmzettel ausgefüllt ist. 

(6) Die Stimmen alls den gültigen Stimmzetteln werden 
gezählt, indem die angekreuzten Namen verlesen und die 
für jede Person abgegebenen Stimmen einzeln notiert wer­
den. 

§ 20 

Feststellung des Wahlergebnisses 

(l) Nach der Auszählung der Stimmen stellt der Wahl­
vorstand, bei einer Wahl in Wahl- oder Stimmbezirken der 
Gemeindekirchenrat, das Wahlergebnis fest. 

(2) Als Älteste gewählt sind diejenigen mit dem höchsten 
und dem jeweils nächst niedrigeren Stimmenanteil bis zur 
Zahl der zu wählenden Ältesten, berufliche kirchliche Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter jedoch nur bis zu den in § 5 
Abs. 2 genannten Höchstzahlen. Ist durch die Stimmenzahl 
wegen Stimmengleichheit nicht entschieden, wer gewählt 
ist, entscheidet das Los. 

(3) Die auf dem Stimmzettel Genannten, die nicht als 
Älteste gewählt sind, deren Stimmenanteil aber mindestens 
5 v. H. der Zahl der bei der Wahl abgegebenen gültigen 
Stimmzettel beträgt, sind bis zur vom Gemeindekirchenrat 
festgelegten Zahl Ersatzälteste in der Reihenfolge ihres 
Stimmenanteils, berufliche kirchliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter jedoch nur, soweit die Zahl der bei kirchlichen 
Körperschaften, Einrichtungen oder Werken beruflich Täti­
gen unter den Ersatzältesten kleiner ist als die Hälfte der 
festgelegten Zahl der Ersatzältesten und die Zahl der beruf­
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchenge­
meinde unter den Ersatzältesten ein Drittel der festgelegten 
Zahl der Ersatzältesten nicht überschreitet. 

§ 21 

Wahlniederschrift 

Über die Wahlhandlung, das Ergebnis der Auszählung 
der Stimmen und das Wahlergebnis ist eine Wahlnieder­
schrift aufzunehmen. Sie ist vom Wahlvorstand zu unter­
zeichnen. Bei einer Wahl in Wahl- oder Stimmbezirken 
ergänzt der Gemeindekirchenrat die Niederschrift um das 
festgestellte Wahlergebnis (§ 20 Abs. l). Die Wahlnieder­
schrift soll auf einem vom Konsistorium herauszugebenden 
Vordruck angefertigt werden. Die Wahlunterlagen müssen 
fünf Jahre aufbewahrt werden. 

§ 22 

Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

(1) Der Wahlvorstand, bei einer Wahl in Wahl- oder 
Stimmbezirken der, Gemeindekirchenrat, gibt das W ahler-
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gebnis nach dessen Feststellung unverzüglich öffentlich 
bekannt. 

(2) Die Namen der Gewählten werden der Gemeinde im 
nächsten Gottesdienst bekannt gegeben. Dabei ist auch auf 
das Recht der Wahlanfechtung nach§ 24 hinzuweisen. 

§ 23 

Benachrichtigung der Gewählten und Einführung 

(1) Der Gemeindekirchenrat benachrichtigt die Gewähl­
ten von ihrer Wahl und fordert sie auf, sich innerhalb von 
einer Woche über die Annahme der Wahl zu erklären. 

(2) Diejenigen.- die die Annahme der Wahl erklärt haben, 
werden gemäß Artikel 33 Abs. I und 2 Satz 2 der Grund­
ordnung im Gottesdienst in ihren Dienst als Älteste einge­
führt. 

§ 24 

Wahlanfechtung 

(1) Jedes wahlberechtigte Gemeindeglied kann innerhalb 
einer Woche, nachdem die Namen der Gewählten im Got­
tesdienst bekannt gegeben sind, gegen die Wahl oder die 
Gewählten schriftlich Beschwerde beim Kreiskirchenrat 
einlegen. Die Beschwerde bedarf der Begründung. Mit ihr 
kann nur geltend gemacht werden, dass das Wahlverfahren 
Fehler enthalte oder dass eine Gewählte oder ein Gewählter 
nicht wählbar sei. Fehler bei der Wahlbenachrichtigung 
(§ 15 Abs. 5) können mit der Wahlanfechtung nicht gerügt 
werden. 

(2) Der Kreiskirchenrat entscheidet über die Beschwerde. 
Ergibt die Nachprüfung der mit der Beschwerde gerügten 
Rechtsverstöße, dass ein Wahlfehler vorliegt, der geeignet 
war, ·das Wahlergebnis zu beeinflussen, bestimmt der Kreis­
kirchenrat, ob und in welchem Umfang die Wahl zu wieder­
holen ist, und legt gegebenenfalls zugleich einen neuen 
Wahltermin fest. Der Kreiskirchenrat teilt seine mit Grün­
den versehene Entscheidung der oder dem Beschwerdefüh­
renden und den durch die Beschwerdeentscheidung 
beschwerten Ältesten und Ersatzältesten mit Rechtsmittel­
belehrung sowie dem Gemeindekirchenrat mit. 

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 25 

Klage 

(l) Gegen Beschwerdeentscheidungen des Kreiskirchen­
rats aufgrund von § 4 Abs. 3 und § 24 Abs. 2 können die 
oder der Beschwerdeführende sowie die durch die 
Beschwerdeentscheidung beschwerten Ältesten und Ersatz­
ältesten innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe der Ent­
scheidung Klage vor dem Verwaltungsgericht der Evangeli­
schen Kirche in Berlin-Erandenburg erheben. Gegenstand 
der gerichtlichen Überprüfung sind nur die im Beschwerde­
verfahren gerügten Rechtsverstöße und die Beschwerdeent­
scheidung des Kreiskirchenrats. 

(2) Bei Klagen von Ältesten oder Ersatzältesten, die 
durch die Beschwerdeentscheidung des Kreiskirchenrats 
erstmalig beschwert werden, findet ein vorausgehendes 
Rechtsbehelfsverfahren nach§ 22 des Verwaltungsgerichts­
gesetzes nicht statt. 

(3) Die Klage hat keine aufschiebende Wirkung. 

( 4) Das Verwaltungsgericht entscheidet abschließend. 
Eine Beschwerde oder Berufung an den Verwaltungsge­
richtshof der Evangelischen Kirche der Union ist ausge­
schlossen. 
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§ 26 
Wirksamkeit von Entscheidungen 

Die Wirksamkeit von Entscheidungen eines Gemeinde­
kirchenrats, die während eines Wahlanfechtungsverfahrens 
(§§ 24 und 25) getroffen wurden, bleibt vom Ausgang des 
Wahlanfechtungsverfahrens unberührt. 

§ 27 
Verlust der Wählbarkeit 

Verlieren Älteste oder Ersatzälteste die Wählbarkeit in 
der Kirchengemeinde, in der sie gewählt sind, endet ihr 
Amt. 

§ 28 
Nachrücken von Ersatzältesten 

(1) Tritt eine gewählte Älteste oder ein gewählter Ältester 
das Amt nicht an oder endet das Amt vor Ablauf der Amts­
zeit, rückt die oder der Ersatzälteste mit der höchsten Stim­
menzahl für den Rest der Amtszeit dieser oder dieses Äl­
testen in das Ältestenamt nach. Ersatzälteste, die berufliche 
kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne von 
§ 5 Abs. 2 sind, rücken nicht nach, wenn mit ihrem Nach­
rücken die nach dieser Bestimmung zulässigen Höchstzah­
len im Gemeindekirchenrat überschritten würden; stattdes­
sen rückt die oder der nicht zum Kreis der beruflichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter gehörende Ersatzälteste mit 
der höchsten Stimmenzahl nach. Rückt jemand nach, die 
oder der bereits als berufene Älteste oder berufener Ältester 
Mitglied des Gemeindekirchenrats ist, erlischt die Berufung 
mit dem Nachrücken. 

(2) Die ?rsatzältesten legen bei der Einführung in ihren 
Dienst als Alteste das Altestenversprechen ab, soweit sie es 
nicht bereits nach Artikel 33 Abs. 1 der Grundordnung 
abgelegt haben. 

§ 29 
/ Ergänzungswahl und Neuwahl 

( 1) Wenn die Zahl der gewählten Ältesten auf weniger als 
zwei Drittel der vom Gemeindekirchenrat festgesetzten 
Zahl sinkt, findet eine Ergänzungswahl, wenn die Zahl der 
gewählten Ältesten auf weniger als die Hälfte der vom 
Gemeindekirchenrat festgesetzten Zahl sinkt, findet eine 
Neuwahl statt, sofern die letzte Ältestenwahl weniger als 
eineinhalb Jahre, im Fall des § 2 Abs. 2 weniger als drei 
Jahre zurückliegt. Ist der Gemeindekirchenrat wegen unge­
nügender Mitgliederzahl nicht mehr beschlussfähig, trifft 
der Kreiskirchenrat eine Entscheidung nach Artikel 25 
Abs. 2 und 3 der Grundordnung. 

(2) Bei einer Neuwahl werden alle Ältesten neu gewählt. 
Die Amtszeiten aller bisherigen Ältesten enden mit der Ent­
scheidung des Kreiskirchenrats nach Artikel 25 Abs. 2 und 
3 der Grundordnung, andernfalls mit der Einführung der bei 
der Neuwahl gewählten Altesten. 

(3) Auf die Ergänzungswahl und die Neuwahl sind die 
Vorschriften für die ordentliche Wahl entsprechend anzu­
wenden. Der Kreiskirchenrat bestimmt in Abweichung von 
§ 7 Abs. 1 einen möglichst nahen Wahltermin und entschei­
det, ob der Gemeindekirchenrat, die nach Artikel 25 Abs. 2 
und 3 der Grundordnung die Aufgaben des Gemeindekir­
chenrats Wahrnehmenden oder er selbst bei der Vorberei­
tung und Durchführung der Wahl die dem Gemeindekir­
chenrat nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben wahr­
nimmt. Werden die Aufgaben vom Kreiskirchenrat wahrue-
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nommen, tntt im Beschwerdeverfahren das Konsistorium 
an die Stelle des Kreiskirchenrats. Die Amtszeit der bei 
einer Neuwahl oder Ergänzungswahl Gewählten dauert 
längstens bis zur übernächsten Ältestenwahl, im Fall des § 2 
Abs. 2 der nächsten Ältestenwahl; bei einem Wahlturnus 
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gemäß § 2 Abs. 1 wird vor der auf die Ergänzungswahl oder 
die Neuwahl folgenden Ältestenwahl durch das Los 
bestimmt, welche dieser Ältesten ausscheiden. 

§ 30 

Bestellung von Ältesten bei der Neubildung, Veränderung 
oder Vereinigung von Kirchengemeinden 

(l) Wird eine neue Kirchengemeinde gebildet, findet eine 
Neuwahl statt, sofern nicht bis zum Beginn des Halbjahrs, in 
dem nach § 2 Abs. 1 die nächsten Ältestenwahlen stattfin­
den, weniger als eineinhalb Jahre liegen. Die beteiligten 
Gemeindekirchenräte können mit Zustimmung des Kreis­
kirchenrats vor dem Entstehen der neuen Kirchengemeinde 
beschließen, dass ,eine Neuwahl nicht stattfindet, auch wenn 
bis zum Beginn des Halbjahres, in dem nach § 2 Abs. 1 die 
nächsten Ältestenwahlen stattfinden, eineinhalb Jahre oder 
mehr liegen. Findet bei Neubildung einer Kirchengemeinde 
gemäß Satz 1 oder 2 keine Neuwahl statt werden die bishe­
rigen Ältesten, die Mitglieder der neue~ Kirchengemeinde 
sind, bis zur nächsten Ältestenwahl gemäß § 2 Abs. 1 Mit­
glieder des Gemeindekirchenrats ihrer neuen Kirchenge­
meinde. Bei der nächsten Ältestenwahl gemäß § 2 Abs. 1 
findet eine Neuwahl statt. Durch das Los wird bestimmt, 
welche der bei der Neuwahl Gewählten bereits bei der 
nächsten Ältestenwahl ausscheiden, sofern nicht eine Ent­
scheidung nach § 2 Abs. 2 getroffen wurde. Gehören nicht 
mindestens vier Älteste dem neuen Gemeindekirchenrat an, 
trifft der Kreiskirchenrat bis zur Wahl neuer Ältester eine 
Entscheidung nach Artikel 25 Abs. 2 und 3 der Grundord­
nung. 

(2) Werden Kirchengemeinden vereinigt und besteht für 
alle diese Kirchengemeinden gemäß Artikel 44 Abs. 5 der 
Grundordnung ein gemeinsamer Gemeindekirchenrat blei­
ben die Ältesten für die Dauer ihrer Amtszeit als Mitgiieder 
des Gemeindekirchenrats der vereinigten Kirchengemeinde 
im Amt. 

(3) Werden Grenzen von Kirchengemeinden verändert, 
ohne dass eine r1eue Kirchengemeinde gebildet wird, schei­
den diejenigen Altesten, deren Gemeindezugehörigkeit sich 
dadurch ändert, aus dem Gemeindekirchenrat, dem sie bis­
her angehörten, aus und werden bis zur nächsten Ältesten­
wahl Mitglied des Gemeindekirchenrats ihrer neuen Kir­
chengemeinde. 

§ 31 

Fristen 

Ist nach diesem Kirchengesetz innerhalb einer Frist eine 
Willenserklärung abzugeben und fällt der letzte Tag der 
Frist auf einen Sonnabend, einen Sonntag oder einen staat­
lich anerkannten allgemeinen Feiertag, tritt an die Stelle die­
ses Tages der nächste Werktag. 

§ 32 

In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmungen 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Dezember 1994 in 
Kraft.*) Gleichzeitig treten entgegenstehende oder entspre­
chende Bestimmungen, insbesondere die Ältestenwahlord­
nung der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg vom 
14. Dezember 1979 (AM 4/79 Anlage) sowie das Kirchen­
gesetz über die Bestellung der Ältesten (Kirchenwahlge­
setz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Januar 
1983 (KABL S. 1), zuletzt geändert durch Kirchengesetz 
vom 9. November 1988 (KABI. S. 85), außer Kraft. 

*)An diesem Tag ist das Kirc~engesetz in seiner ursprünglichen 
Fassung 111 Kraft getreten; d1e Anderung des Kirchengesetzes ist 
am I. Juli 2000 in Kraft getreten. 

' 
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Evangelisch-lutherische Landeskirche 

Nr. 151 Kirchengesetz über die Einführung der Agen­
de III für evangelisch-lutherische Kirchen 
und Gemeinden. 

Vom 20. Mai 2000. (LKABI. S. 33) 

Nachdem von der Generalsynode und Bischofskonferenz 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch­
lands der Teilband 6 »Konfirmation« zum Band III der 
Agende für evangelisch-lutherische Kirchen und Gemein­
den »Die Amtshandlungen« angenommen worden ist und 
damit die Neubearbeitung des Bandes III der Agende für 
evangelisch-lutherische Kirchen und Gemeinden (im Fol­
genden Agende III genannt) abgeschlossen ist, hat die Lan­
dessynode der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in 
Braunschweig in ihrer Sitzung am 20. Mai 2000 folgendes 
Kirchengesetz beschlossen: 

§ l 

(l) Die neu bearbeitete Agende III besteht aus den Teil­
bänden: 

1. Teil1 >>Die Taufe« 

2. Teil2 »Die Trauung« 

3. Teil 3 »Die Beichte« 

4. Teil4 »Dienst an Kranken« 

5. Teil 5 »Die Bestattung<< 

6. Teil 6 >>Konfirmation« 

(2) Die von der Generalsynode der VELKD und der 
Bischofskonferenz beschlossene neu bearbeitete Agende III 
wird nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes in der Evange­
lisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig einge­
führt. 

§2 

Die neu bearbeitete Agende III mit ihren Teilbänden 
ersetzt den 1962 von der Vereinigten Evangelisch-Lutheri-

sehen Kirche Deutschlands beschlossenen Band III der 
Agende für evangelisch-lutherische Kirchen und Gemein­
den und gilt mit In-Kraft-Treten dieses Gesetzes in der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig 
als Band III des von der Vereinigten Evangelisch-Lutheri­
schen Kirche Deutschlands herausgegebenen Agenden­
werks für evangelisch-lutherische Kirchen und Gemeinden. 

§ 3 

Für den Gebrauch der Agende III gelten die >>Thesen der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
zur Verbindlichkeit von Ordnungen des Gottesdienstes<< 
vom 25. Oktober 1977. 

§4 

Die Kirchenregierung kann Ausführungsbestimmungen 
zu diesem Kirchengesetz erlassen. 

§5 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten das Kirchengesetz 
über die Einführung des 3. Bandes der Agende für evange­
lisch-lutherische Kirchen und Gemeinden vom 9. Juni 1965 
sowie alle weiteren diesem Kirchengesetz entgegenstehen­
den bisherigen Vorschriften außer Kraft. Der Beschluss der 
Landessynode zur Agende III Teil 1 (Taufe) und Teil 2 
(Trauung) vom 3. Dezember 1988 wird aufgehoben. 

G o s I a r , den 20. Mai 2000 

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig 

Kirchenregierung 

Dr. h. c. Christian Kr a u s e 

Landesbischof 

Evangelisch-.lutherische Landeskirche Hannovers 

Nr. 152 Kirchengesetz zur Änderung der Kirchen­
gemeindeordnung. 

Vom 16. Juni 2000. (KABl. S. 122) 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Die Kirchengemeindeordnung in der Fassung vom 
7. Dezember 1993 (KABl. 1994 S. 1; ber. S. 39), zuletzt 
geändert durch das Kirchengesetz zur Änderung der Kir­
chengemeindeordnung vom 16. Dezember 1999 (KABL 
S. 245), wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 50 a wird folgender§ 50 b eingefügt: 

»§50 b 

Verwaltungsausschuss 

(1) Der Kirchenvorstand kann einen Verwaltungsaus­
schuss bilden und ihn mit der regelmäßigen W ahrneh­
mung bestimmter Aufgaben, insbesondere solcher der 
laufenden Verwaltung, beauftragen. 

(2) Der Verwaltungsausschuss wird von dem Kirchen­
vorstand aus seiner Mitte gebildet. Ihm müssen minde­
stens drei Mitglieder angehören. 

(3) Der oder die Vorsitzende des Kirchenvorstandes 
sowie das geschäftsführende Mitglied des Pfarramtes 
haben, soweit sie dem Verwaltungsausschuss nicht 
angehören, das Recht, an den Sitzungen des Verwal­
tungsausschusses mit beratender Stimme teilzunehmen. 
Sie sind unter Beifügung der Tagesordnung zu den Sit­
zungen einzuladen. Der Verwaltungsausschuss hat über 
seine Beschlüsse eine Niederschrift anzufertigen und sie 
den Mitgliedern des Kirchenvorstandes zuzuleiten. Im 
Übrigen regelt der Kirchenvorstand den Vorsitz und die 
Geschäftsführung. 

( 4) Durch die Übertragung von Aufgaben und Befugnis­
sen auf den Verwaltungsausschuss bleibt die Verant­
wortung des Kirchenvorstandes unberührt. Der Kirchen­
vorstand kann sich Entscheidungen allgemein und im 
Einzelfall vorbehalten. 

(5) § 43 Abs. 2 und §§ 47 und 48 gelten entsprechend.« 

2. § 90 wird wie folgt geändert: 
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Nach dem Wort »Bildung« werden die Worte >>eines 
Verwaltungsausschusses (§50 b KGO) und« eingefügt. 

§2 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. 

Der Kirchensenat hat dem von der Landessynode 
beschlossenen Kirchengesetz zugestimmt. Es wird hiermit 
verkündet. 

Hannover, den 16. Juni 2000 

Der Kirchensenat 
der Ev.~luth. Landeskirche Hannovers 

Dr. K ä ß man n 

Nr. 153 Kirchengesetz zur Änderung des Patronats­
gesetzes. ' 

Vom 16. Juni 2000. (KABl. S. 122) 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Das Kirchengesetz über Patronate (Patronatsgesetz) vom 
14. Dezember 1981 (KABl. S. 196) wird wie folgt geändert: 

1. In Abschnitt li »Beschränkung des Patronats<< wird nach 
§ 4 folgender § 5 eingefügt: 
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>>§ 5 

Zusammenlegung von Kirchengemeinden 

( 1) Werden mehrere Kirchengemeinden zu einer Kir­
chengemeinde zusammengelegt und standen alle Pfarr­
stellen der beteiligten Kirchengemeinden unter demsel- . 
ben Patronat, so bleiben die Präsentationsrechte, die 
sonst mit dem Patronat verbundenen Rechte und die 
Patronatslasten bestehen. 

(2) Werden Kirchengemeinden, in denen eine Pfaustel­
le oder mehrere Pfarrstellen unter Patronat stehen, zu 
einer Kirchengemeinde zusammengelegt und standen 
nicht alle Pfarrstellen der beteiligten Kirchengemeinden 
unter demselben Patronat, so ruhen die Präsentations­
rechte, die sonst mit dem Patronat verbundenen Rechte 
und die Patronatslasten für die Dauer des Zusammen­
schlusses.<< 

2. In Abschnitt III »Erlöschen des Patronats<< wird der bis­
herige § 5 neuer § 6; der bisherige § 6 entfällt. 

§2 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. 

Der Kirchensenat hat dem von der Landessynode 
beschlossenen Kirchengesetz zugestimmt. Es wird hiermit 
verkündet. 

Hannover, den 16. Juni 2000 

Der Kirchensenat 
der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 

Dr.Käßmann 

Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck 

Nr. 154 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenge­
setzes zur Ordnung des Amtes und der Beru­
fung von Diakonen in der Evangelischen Kir­
che von Kurhessen-Waldeck. 

Vom 9. Mai 2000. (KABl. S. 89) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kur­
hessen-Waldeck hat am 9. Mai 2000 in Hofgeismar das fol­
gende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz zur Ordnung des Amtes und der Beru­
fung von Diakonen in der Evangelischen Kirche von Kur­
hessen-Waldeck vom 27: April 1988 (KABl. S. 62) wird 
wie folgt geändert: 

I. In § 3 Absatz 1 Nr. 4 werden vor dem Wort >>einjährige<< 
die Worte >>in der Regel<< eingefügt und das Wort 
»berufliche<< wird gestrichen. 

2. In § 3 wird als neuer Absatz 3 eingefügt: »In einer Aus­
bildungs- und Prüfungsordnung wird das ·Nähere zur 
kirchlich-theologischen Ausbildung geregelt.« 

3. In § 6 werden die Worte »der Deutschen Diakonen­
schaft<< durch »dem Verband Evangelischer Diakonin­
nen- und Diakonengemeinschaften in Deutschland 
e. V.« ersetzt. 

Artikel2 

Das vorstehende Kirchengesetz tritt nach Verkündung im 
Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 

Vorstehendes Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

K a s s e l , den 5. Juni 2000 

Der Bischof 

Dr. Z i p p er t 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs 

Nr. 155 Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen 
Rentenversicherung gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB VI); Gewährleistungsentscheidung. 

Vom 18. Januar 2000. (KABl. S. 31) 

Gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i. V. m. § 5 Abs. 1 Satz 2 
SGB VI stellt das Sozialministerium Mecklenburg-Vor­
pommern fest, dass für 

- die Pastorinnen und Pastoren mit dem Tage der Beru­
fung nach Maßgabe der§§ 3 und 23 des Kirchengeset-
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zes zur Regelung des Dienstes der Pfarrer und Pfarrerin­
nen. der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands (Pfan·ergesetz-PfG) vom 17. Oktober 1995 
in der jeweils geltenden Fassung, 

- die Pastorinnen und Pastoren im Probedienst mit dem 
Tage der Berufung nach Maßgabe des§ 14 des Kirchen­
gesetzes zur Regelung des Dienstes der Pfarrer und Pfar­
rerinnen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kir­
che Deutschlands, 

- die Gemeindepädagoginnen und Gemeindepädagogen 
mit dem Tage der Berufung nach Maßgabe des § 8 des 
Kirchengesetzes über die dienstrechtlichen Verhältnisse 
der Gemeindepädagogen vom 22. September 1981 in 
der jeweils geltenden Fassung, 

- die ordinierten Pfarrhelferinnen und Pfarrhelfer mit dem 
Tage der Berufung nach Maßgabe der Nr. 3.5. der Ver­
ordnung vom 14. Juni !.980 zur Ausführung des Kir­
chengesetzes vom 4. Dezember 1952 über eine vorläufi­
ge Ordnung der B,erufung von Pfarrhelfern in der Fas­
sung der Verordnung vom 1. April 1985, 

die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf 
Lebenszeit, auf Probe und auf Zeit mit dem Tage der 
Ernennung nach Maßgabe der §§ 6 und 9 des Kirchen­
gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Kir­
chenbeamten und Kirchenbeamtinnen in der Vereinig­
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands vom 
17. Oktober 1995 in der jeweils geltenden Fassung, 

- die sonstigen Bediensteten, denen durch Einzelvertrag 
lebenslänglich Versorgung und Hinterbliebenenversor­
gung nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen zugesichert worden sind und die nur noch 
aus wichtigem Grunde (§ 626 BGB) kündbar sind, mit 
dem Tage der Verleihung der Versorgungsanwartschaft, 

die o. g. Personen für die Dauer einer anderweitigen 
Beschäftigung während einer im kirchlichen Interesse 
liegenden Beurlaubung ohne Dienstbezüge mit Beginn 

der Beurlaubung, die sonstigen Bediensteten soweit die 
Einbeziehung dieser Beschäftigung in die Versorgung 
zugesichert worden ist; die anderweitige Beschäftigung 
wird in eine etwaige Nachversicherung nach§ 8 Abs. 2 
SGB VI einbezogen, 

- die o. g. Personen, die neben der dort genannten Tätig­
keit eine an sich in der gesetzlichen Rentenversicherung 
unterliegende genehmigte Nebentätigkeit bei ihrem 
Diensthenen ausüben, auch für diese Nebentätigkeit mit 
deren Beginn; die sonstigen Bediensteten soweit die 
Einbeziehung dieser Nebentätigkeit in die Versorgung 
zugesichert worden ist, 

- Vikarinnen UQd Vikare mit dem Tage der Berufung nach 
Maßgabe des § 8 des Kirchengesetzes vom 23. März 
1997 über den Vorbereitungsdienst für Pastoren und 
Pastorinnen, 

- die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Wider­
ruf (Anwärterinnen, Anwärter) mit dem Tage der Ernen­
nung nach Maßgabe des§ 5 i. V. m. § 8 des Kirchenbe­
amtengesetzes der Vereinigten Evangelisch-Lutheri­
schen Kirche Deutschlands vom 17. Oktober 1995 in der 
jeweils geltenden Fassung, 

denen nach kirchenrechtlichen Regelungen Anwartschaf­
ten auf Versorgung bei verminderter Erwerbsfähigkeit und 
im Alter sowie auf Hinterbliebenenversorgung zugesagt 
worden sind, die Voraussetzungen gemäß§ 5 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 SGB VI ab dem 1. Januar 2000 erfüllt sind und die 
Erfüllung der Gewährleistung gesichert ist. 

Diese Feststellung erstreckt sich nur auf ein Beschäfti­
gungsverhältnis bei der Evangelisch-Lutherischen Landes­
kirche Mecklenburgs. 

Im Auftrag 

Ralf L ü d e m a n n 

Schwerin, den 18. Januar 2000 

Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche 

Nr. 156 Rechtsverordnung über die Ausschreibung 
und Besetzung von Stellen für Pröpste und 
Pröpstinnen. 

Vom 9. Mai 2000. (GVOBL S. 94) 

Die Kirchenleitung hat aufgrund von § 14 des Pröpste­
und Pröpstinnengesetzes vom 5. Februar 2000 (GVOBI. S. 
42) die folgende Rechtsverordnung erlassen: 

§ 1 

Ausschreibung 
(zu § 6 Abs. 1 des Gesetzes) 

(1) Der Kirchenkreisvorstand erarbeitet den Ausschrei­
bungstext in Absprache mit der Bischöfin oder dem Bischof 
des Sprengels und dem zuständigen Dezernat des Nordelbi­
schen Kirchenamtes. Deren Einvernehmen ist schriftlich zu 
erklären. 

(2) In der Ausschreibung ist insbesondere einzugehen auf 
das Erfordernis ausreichender pfarnmtlicher Erfahrung und 
auf die für das Leitungsamt notwendigen Fähigkeiten. Die 
Anforderungen an das pröpstliche Amt vor dem Hinter­
grund der besonderen Situation des Kirchenkreises sind zu 
beschreiben. Darüber hinaus enthält die Ausschreibung 
Festlegungen über 

a) die mit dem pröpstlichen Amt verbundene kirchenge­
meindliche Pfarrstelle, 

b) die pfarramtliehen Tätigkeiten, wenn das pröpstliche 
Amt mit einer Pfanstelle des Kirchenkreises verbunden 
ist, 

c) die Predigtstätte der Pröpstin oder des Propstes, wenn 
das pröpstliche Amt nicht mit einer kirchengemeind­
lichen Tätigkeit verbunden ist, 

d) das von der Pröpstin oder dem Propst zu beziehende 
Pastorat, 

e) die Bewerbungsfrist Hierbei ist klarzustellen, dass es 
sich um eine Ausschlussfrist handelt, mit der Folge, dass 
verspätet eingehende Bewerbungen unberücksichtigt 
bleiben müssen. 

§2 

Konstituierung des Wahlausschusses 

Unverzüglich nach der Veröffentlichung der Ausschrei­
bung beruft das vorsitzende Mitglied des Wahlausschusses 
den Wahlausschuss zur konstituierenden Sitzung ein. 
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§ 3 

Form der Bewerbung 

Die Bewerbungen sind schriftlich an die Bischöfin oder 
den Bischof des Sprengels zu richten. Sie müssen dort vor 
Ablauf der Frist nach § 1 Abs. 2 Buchstabe e eingehen. 

§4 

Auswahlverfahren 
(zu § 6 Abs. 2 und 3 des Gesetzes) 

(1) Unverzüglich nach Ablauf der Bewerbungsfrist tritt 
der Wahlausschuss zusammen, sichtet die Bewerbungen 
und veranlasst, dass offenkundig ungeeignete Bewerberin­
nen und Bewerber unter Rücksendung ihrer Unterlagen ent­
sprechend beschieden werden. Er legt Ort, Zeit und Reihen­
folge der Anhörungen fest und veranlasst die entsprechen­
den Einladungen. 

(2) Vor Aufnahme in den Wahlvorschlag haben die Vor­
geschlagenen schriftlich zu erklären, dass sie bereit sind, 
eine auf sie entfallende Wahl anzunehmen und die vom Kir­
chenkreisvorstand festgelegte Dienstwohnung zu beziehen. 
Elforderliehe Besoldungs- und Versorgungsregelungen 
müssen vor Erstellung des Wahlvorschlages von dem Nord­
elbischen Kirchenamt abschließend geklärt sein. 

(3) Der Wahlvorschlag ist danach den Mitgliedern der 
Kirchenkreissynode durch das vorsitzende Mitglied der Kir­
chenkreissynode spätestens fünf Wochen vor der Wahl 
bekannt zu geben. 

(4) Auf Einladung des vorsitzenden Mitgliedes der Kir­
chenkreissynode stellen sich die Vorgeschlagenen im Kir­
chenkreis vor. 

§5 

Wahlsitzung 
(zu§ 7 des Gesetzes) 

(1) Zu Beginn der Wahlsitzung stellen sich die Vorge­
schlagenen einzeln der Kirchenkreissynode vor. Danach 
begründet ein Mitglied des Wahlausschusses den Wahlvor­
schlag. Dabei dürfen die Vorgeschlagenen nicht anwesend 
sein. In beiden Fällen findet eine Aussprache nicht statt. 

(2) Das vorsitzende Mitglied der Kirchenkreissynode 
eröffnet die Wahlhandlung und stellt zu Beginn eines jeden 
Wahlganges die Zahl der anwesenden Mitglieder der Kir­
chenkreissynode fest. 

(3) Nachdem alle Stimmzettel abgegeben und in die 
Wahlurne gelegt sind, erklärt das vorsitzende Mitglied der 
Kirchenkreissynode den Wahlgang für beendet. Die Zahl 
der Stimmzettel wird mit der Zahl der Abstimmungsvermer-

ke in der Anwesenheitsliste verglichen. Ergibt sich dabei ein 
Unterschied, so ist der Wahlgang zu wiederholen. 

( 4) Das Wahlergebnis wird sofort ermittelt und der Kir­
chenkreissynode bekannt gegeben. 

§6 

Wahlgänge 
(§ 7 Abs. 3 und 4 des Gesetzes) 

(1) Steht nur eine Person zur Wahl und kann sie auch im 
zweiten Wahlgang die erforderliche Mehrheit der Stimmen 
nicht auf sich vereinigen, so ist die Wahlhandlung für been­
det zu erklären. 

(2) Für die Stichwahl nach § 7 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes 
scheidet aus, wer im jeweils vorausgegangenen Wahlgang 
die geringste Stimmenanzahl erhalten hat. Haben mehrere 
Vorgeschlagene die gleiche geringste Stimmenzahl erreicht, 
so entscheidet das Los darüber, wer aus dem weiteren Ver­
fahren ausscheidet; das Los zieht das vorsitzende Mitglied 
der Kirchenkreissynode. Steht nur noch eine Person zur 
Wahl und gelingt es ihr nicht, im letzten Wahlgang die 
erforderliche Mehrheit auf sich zu vereinigen, so ist die 
Wahlhandlung für beendet zu erklären. 

(3) Liegen in der Stichwahl mehrere Personen mit der 
gleichen Stimmenanzahl an der Spitze, so ist abweichend 
von Absatz 2 in einem weiteren Wahlgang nur noch über 
diese Personen abzustimmen. Ergibt sich wiederum Stim­
mengleichheit, so ist die Wahlhandlung für beendet zu 
erklären. 

( 4) Erreicht im letzten Wahlgang nach Absatz 3 eine der 
zur Wahl stehenden Personen zwar die meisten Stimmen, 
jedoch nicht die erforderliche Mehrheit, so ist ein weiterer 
Wahlgang durchzuführen, in dem nur noch diese Person zur 
Wahl steht. Kommt auch jetzt die erforderliche Mehrheit 
nicht zustande, ist die Wahlhandlung für beendet zu erklä­
ren. 

(5) Die Erldärung über die Beendigung der Wahlhand­
lung beinhaltet die Feststellung, dass die Wahl einer Pröps­
tin oder eines Propstes nicht zustande gekommen ist. 

§7 

In-Kraft-Treten 

Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach der Verkün­
dung in Kraft. 

K i e 1 , den 9. Mai 2000 
Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Karl-Ludwig Kohlwage 

Bischof 

Evangelische Kirche im Rheinland 

Nr. 157 Notverordnung/Gesetzesvertretende Verord­
nung zur Änderung des Dienst-, Besol­
dungs- und Versorgungsrechts der Pfarre­
rinnen und Pfarrer sowie der Kirchenbeam­
tinnen und Kirchenbeamten. 

Vom 12./18. Mai 2000. (KABl. S. 151) 

Aufgrund von Artikel 171 und 194 der Kirchenordnung 
der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Artikell20 
und 144 der Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen erlassen die Kirchenleitungen der Evangelischen 
Kirche im Rheinland als Notverordnung und die Kirchenlei­
tung der Evangelischen Kirche von Westfalen als Gesetzes­
vertretende Verordnung -jede für ihren Bereich - folgende 
Ordnung: 

Artikel! 

Altersteildienst-Ordnung 
(ATDO) 

§ 1 

Altersteildienst 

(1) ,Auf Ihren Antrag, der sich auf die Zeit bis zum 
Beginn des Ruhestandes erstrecken muss, kann Pfarrerinnen 
und Pfarrern ein eingeschränkter Dienst sowie Kirchenbe­
amtinnen und Kirchenbeamten eine Teilzeitbeschäftigung 
jeweils im Umfang der Hälfte ihres bisherigen Dienstes 
bewilligt werden, wenn 

1. sie das 58. Lebensjahr vollendet haben, 

t 
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2. der Altersteildienst vor dem 1. August 2004 beginnt und 

3. dringende dienstliche Belange nicht entgegenstehen 

(Altersteildienst). ,Altersteildienst im Umfang der Hälfte 
eines uneingeschränkten Dienstes kann nur bewilligt wer­
den, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller in den 
letzten drei Jahren vor Beginn des Altersteildienstes im 
uneingeschränkten Dienst beschäftigt war; liegt diese Vo­
raussetzung nicht vor, so ist von dem zuletzt wahrgenom­
menen eingeschränkten Dienst auszugehen. ,Das Landeskir­
chenamt kann in besonders begründeten Fällen Ausnahmen 
von Satz 2 zulassen. 

(2) ,Der Altersteildienst wird in der Weise bewilligt, dass 
die bis zum Beginn des Ruhestandes zu erbringende Dienst­
leistung vollständig vorab geleistet wird und unmittelbar 
anschließend eine vollständige Freistellung vom Dienst 
unter Fortzahlung der Besoldung erfolgt (Blockmodell). 
,Die Zeit der Freistellung muss mindestens ein Jahr umfas­
sen und sich unmittelbar an die Zeit der Dienstleistung 
innerhalb des Altersteildienstes anschließen. ,In besonderen 
Fällen kann der Altersteildienst auch in der Weise bewilligt 
werden, dass die gesamte bis zum Beginn des Ruhestandes 
zu erbringende Dienstleistung in einem Dienst im Umfang 
der Hälfte des bisherigen Dienstes geleistet wird. 4Satz 3 
gilt nicht, wenn sich der Altersteildienst an einen einge­
schränkten Dienst oder eine Teilzeitbeschäftigung an­
schließt. sSatz 3 gilt ferner nicht für Superintendentinnen 
und Superintendenten. 

(3) ,über die Bewilligung des Altersteildienstes entschei­
det das Landeskirchenamt ,Das Leitungsorgan der Anstel­
lungskörperschaft, bei Gemeindepfarrerinnen und -pfarrern 
sowie bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der Kir­
chengemeinden und Verbände von Kirchengemeinden auch 
der Kreissynodal vorstand, ist vorher anzuhören. 

§2 

Altersteildienstzuschlag 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrern sowie Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten im Altersteildienst wird ein nichtruhe­
gehaltfähiger Altersteildienstzuschlag gewährt. 

(2) ,Der Zuschlag wird in Höhe des Unterschiedsbetrages 
zwischen den Nettodienstbezügen für den Altersteildienst 
und 83 % der Nettodienstbezüge, die bei Fortsetzung des 
bisherigen Dienstes zustehen würden, gewährt. ,zur Ermitt­
lung der Nettodienstbezüge sind die letztgenannten Brutto­
dienstbezüge um die Lohnsteuer entsprechend der indivi­
duellen Steuerklasse (§§ 38 a, 38 b des Einkommensteuer­
gesetzes), den Solidaritätszuschlag (§ 4 Satz 1 des Solidari­
tätszuschlaggesetzes 1995) und um einen Abzug in Höhe 
von 8 %der Lohnsteuer zu vermindern; Freibeträge(§ 39 a 
des Einkommensteuergesetzes) oder sonstige individuelle 
Merkmale bleiben unberücksichtigt. 

(3) Bruttodienstbezüge im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 
sind das Grundgehalt, der Familienzuschlag und die Zula­
gen sowie Zuschüsse zum Grundgehalt für Professoren, fer­
ner Überleitungs- und Ausgleichszulagen, die wegen des 
Wegfalls oder der Verminderung solcher Bezüge zustehen. 

(4) Wird für die Ermittlung der höchsten Dienstwoh­
nungsvergütung bei einer Verwendung im eingeschränkten 
Dienst der entsprechend verminderte Bruttodienstbezug 
nach der Pfarrdienstwohnungsverordnung zugrunde gelegt, 
so ist dieser um den Altersteildienstzuschlag zu erhöhen. 

§ 3 

Rechtsfolgen 

(1) Der Altersteildienst gilt während seiner Gesamtzeit 
(Zeit der Dienstleistung und Zeit der Freistellung vom 

Dienst) für Pfarrerinnen und Pfarrer als eingeschränkter 
Dienst, für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte als Teil­
zeitbeschäftigung. 

(2) ,Bei einem im Blockmodell abgeleisteten Altersteil­
dienst tritt mit Beginn der Freistellung der Verlust der Pfarr­
oder Kirchenbeamtenstelle ein. ,unabhängig davon gilt die 
Pfarrerin, der Pfarrer, die Kirchenbeamtin oder der Kirchen­
beamte während der gesamten Dauer der Altersteildienstre­
gelung (Dienstleistungszeit und Freistellungszeit) im ver­
sorgungsrechtlichen Sinn als ihrer oder seiner Pfarr- oder 
Kirchenbeamtenstelle zugeordnet. 1Die Stelle darf nicht vor 
Ablauf der gesamten Dauer der Altersteildienstregelung 
aufgehoben werden. 

(3) ,Die Gesamtzeit eines Altersteildienstes ist zu 90 % 
des bisherigen Dienstumfangs ruhegehaltfähig. ,In einem 
Fall des § 1 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 ist die Zeit des Alters­
teildienstes zu 90 % des zuletzt wahrgenommenen einge­
schränkten Dienstes ruhegehaltfähig. 1In einem Fall des 
Absatzes 4 ist die Zeit der Dienstleistung entsprechend 
ihrem bisherigen Umfang ruhegehaltfähig und die Zeit der 
Freistellung nicht ruhegehaltfähig. 

(4) ,Endet der im Blockmodell abgeleistete Altersteil­
dienst durch eine vorzeitige Versetzung in den Ruhestand, 
so erhält die Pfarrerin, der Pfarrer, die Kirchenbeamtin oder 
der Kirchenbeamte eine einmalige Ausgleichszahlung. 
,Verstirbt die Pfarrerin, der Pfarrer, die Kirchenbeamtin 
oder der Kirchenbeamte während des Altersteildienstes, so 
erhalten die Hinterbliebenen die Ausgleichszahlung. 

,Der Ausgleichsbetrag wird in Höhe des Unterschiedsbe­
trages zwischen den während des Altersteildienstes gezahl­
ten Dienstbezügen und den tatsächlich erdienten Dienstbe­
zügen gezahlt. 

§4 

Altersteildienst der westfälischen Predigerinnen 
und Prediger 

Für den Altersteildienst der Predigerinnen und Prediger 
nach dem Kirchengesetz über das Amt des Predigers in der 
Evangelischen Kirche von Westfalen gelten die Bestim­
mungen über den Altersteildienst der Pfarrerinnen und Pfar­
rer entsprechend. 

§ 5 

Ergänzende Anwendung von Landesrecht 

,zur Ergänzung dieser Ordnung sind die für den Alters­
teildienst der Beamtinnen und Beamten des Landes Nord­
rhein-Westfalen jeweils geltenden Bestimmungen sinnge­
mäß anzuwenden, soweit das kirchliche Recht nichts ande­
res bestimmt. ,soweit Änderungen der staatlichen Bestim­
mungen kirchlichen Belangen entgegenstehen, kann die 
Kirchenleitung bestimmen, dass sie vorläufig keine Anwen­
dung finden; innerhalb eines Jahres seit Veröffentlichung 
der Änderungen ist endgültig zu entscheiden. 

§6 

Altersteildienst kirchlicher Lehrkräfte 

,Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte als Lehr­
kräfte, deren Besoldung und Versorgung im Rahmen der 
Ersatzschulfinanzierung refinanziert werden, finden die für 
Beamtinnen und Beamte als Lehrkräfte geltenden Altersteil­
zeitbestimmungen des Landes, in dem die kirchliche Schule 
liegt, entsprechend Anwendung. ,über die Bewilligung des 
Altersteildienstes entscheidet das Landeskirchenamt 
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Artikel2 

Änderung des Besoldungs- und Versorgungsrechts 

§ 1 

Änderung der Pfarrbesoldungs- und-Versorgungsordnung 

Die Pfarrbesoldungs- und-Versorgungsordnung (PfBVO) 
i. d. F. der Bekanntmachung vom 1. Juni 1992 (KABI. R. 
1992 S. 114/KABI. W. 1992 S. 78), zuletzt geändert durch 
N otverordnung/Gesetzesvertretende Verordming vom 31. 
März/13. April2000 (KABI. R. 2000 S. 102/KABI. W. 2000 
S. 65) wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift zu Abschnitt 11 werden das Wort 
»Jubiläumszuwendung« und das nachgestellte Komma 
gestrichen. 

2. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 gestrichen. 

b) Die Absätze 2,bis 4 werden die Absätze 1 bis 3. 

c) In Abs~tz 3 (neu) wird die Zahl »3« durch die Zahl 
» 2« ersetzt. 

4. In § 31 a werden folgende Absätze 4 und 5 angefügt: 

»(4) § 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes 
findet keine Anwendung für Pfarrer, die Altersteildienst 
geleistet haben. Voraussetzung ist, dass der Altersteil­
dienst spätestens mit Vollendung des 59. Lebensjahres 
begonnen hat und zugleich mit dem Antrag auf Bewilli­
gung des Altersteildienstes unter Inanspruchnahme der 
Antragssaltersgrenze nach § 92 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des 
Pfarrdienstgesetzes die Versetzung in den Ruhestand 
mit Ablauf des Monats, in dem das 63. Lebensjahr voll­
endet wird, beantragt wurde. 

(5) § 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes fin­
det ferner keine Anwendung, wenn ein für mindestens 
vier Jahre bewilligter Altersteildienst wegen Versetzung 
in den Ruhestand infolge einer Dienstunfähigkeit oder 
durch Tod vorzeitig endet.<< 

§2 

Änderung der Kirchenbeamtenbesoldungs­
und-Versorgungsordnung 

Die Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungsord­
nung (KBVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 1. Juni 
1992 (KABI. R. 1992 S. 109/KABI. W. 1992 S. 91), zuletzt 
geändert durch N otverordnung/Gesetzesvertretende Ver­
ordnung vom 31. März/13. April 2000 (KABI. R. 2000 
S. 102/KABI. W. 2000 S. 65), wird wie folgt geändert: 

In § 18 a werc.Len folgende Absätze 4 und 5 angefügt: 

»(4) ,§ 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes findet 
keine Anwendung für Kirchenbeamte, die Altersteildienst 
geleistet haben. ,Voraussetzung ist, dass der Altersteildienst 
spätestens mit Vollendung des 59. Lebensjahres begonnen 
hat und zugleich mit dem Antrag auf Bewilligung des 
Altersteildienstes unter Inanspruchnahme der Antragsalters­
grenze nach § 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Kirchenbeamten­
gesetzes die Versetzung in den Ruhestand mit Ablauf des 
Monats, in dem das 63. Lebensjahr vollendet wird, bean­
tragt wurde. 

(5) § 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes findet 
ferner keine Anwendung, wenn ein für mindestens vier 
Jahre bewilligter Altersteildienst wegen Versetzung in den 
Ruhestand infolge einer Dienstunfähigkeit oder durch den 
Tod vorzeitig endet.<< 

Artikel3 

In-Kraft-Treten 

( 1) Diese Notverordnung/Gesetzesvertretende Verord­
nung tritt am 1. Januar 2001 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 2 § 1 Nr. 1 
und 2 am 1. Januar 2000 in Kraft: 

1. Artikel 1 § 6 am 1. August 2000, 

2. Artikel2 § 1 Nr. 1 und 2 für die Evangelische Kirche im 
Rheinland am 1. Januar 2000, für die Evangelische Kir­
che von Westfalen am 1. Januar 2004. 

D ü s s e l d o r f , den 12. Mai 2000 

Evangelische Kirche im Rheinland 

Die Kirchenleitung 

Bi e 1 ef e l d, den 18. Mai 2000 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 

Nr. 158 32. Änderung der Satzung der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfa­
len. 

Vom 26. November 1999/18. Februar 2000/ 
1. März 2000. (KABI. S. 154) 

Aufgrund von § 2 Abs. 3 der Satzung der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen hat der Ver­
waltungsrat im Benehmen mit dem Vorstand des Verbandes 
kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Rheinland­
Westfalen-Lippe die 32. Änderung der Satzung beschlos­
sen. Die Kirchenleitung der Ev. Kirche im Rheinland und 
der Ev. Kirche von Westfalen haben diese Satzungsände­
rungen genehmigt. Die staatsaufsichtliche Genehmigung 
durch das Ministerium für Arbeit, Soziales und Stadtent­
wicklung, Kultur und Sport des Landes Nordrhein-Westfa­
len ist ebenfalls erfolgt. 

Wir machen den Text der Änderungen nachstehend 
bekannt. 

§ 1 

Änderung der Satzung 

Die Satzung der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 
Rheinland-Westfalen vom 21. Dezember 1966/4. Januar 
1967 in Form des 31. Satzungsändenmgsverfahrens wird 
wie folgt geändert: 

1. In§ 11 Abs. 3 Satz 2 Buchst. c werden nach dem Wort 
»Entgelt« die Worte », den durch kirchliche Arbeits­
rechtsregelung oder tarifvertraglich oder arbeitsvertrag­
lieh vereinbarten Beitrag des Pflichtversicherten zur 
Umlage<< eingefügt. 

2. In § 13 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte »des Festset­
zungsbescheides<< ersetzt durch die Worte »der Ent­
scheidung«. 

3. In§ 17 Abs. 3 Buchst. o wird der Punkt durch das Wort 
»oder« ersetzt und folgender Buchstabe p angefügt: 

>>p) seine Rentenanwartschaften aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung oder einem sonstigen Alterssi­
cherungssystem im Sinne der §§ 12 und 13 des 
Tarifvertrages über die Versorgung der Arbeitneh-
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mer kommunaler Verwaltungen und Betriebe auf ein 
Versorgungssystem der Europäischen Gemeinschaf­
ten oder ein Versorgungssystem einer europäischen 
Einrichtung (z. B. Europäisches Patentamt, Europäi­
sches Hochschulinstitut, Eurocontrol) übertragen 
hat.« 

4. § 35 Abs. I Satz I Buchst. e erhält folgende Fassung: 

>>I ,25 v. H. der Summe der durch kirchliche Arbeits­
rechtsregelung oder arbeits- oder tarifvertraglich verein­
barten Beiträge des Pflichtversicherten zur Umlage, die 
nach dem 31. Dezember 1998 bis zum Beginn der Ver­
sicherungsreute (§ 52) aufgrund § 7 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 
des Tarifvertrages über die Versorgung der Arbeitneh­
mer kommunaler Verwaltungen und Betriebe zu ent­
lichten waren oder zu entrichten gewesen wären, wenn 
der Beteiligte diesen Tarifvertrag anwenden würde, 
soweit diese Beiträge über 1,25 v. H. der Summe des 
jeweiligen zusatzversorgungspflichtigen Entgelts hin­
ausgehen.« 

5. In § 50 Abs. 4 Sätze 1 und 3 werden jeweils die Worte 
>>im Ausland« durch die Worte >>außerhalb eines Mit­
gliedstaates der Europäischen Union« ersetzt. 

6. In § 53 Abs. 6 Satz 1 werden die Worte >>im Ausland« 
durch die Worte » außerhalb eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union« ersetzt. 

7. §54 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

In Nummer 1 Buchst. e, Nummer 2 Buchst. e und Num­
mer 3 Buchst. ewerdenjeweils die Worte »ins Ausland« 
durch die Worte »in Gebiete außerhalb eines Mitglied­
staates der Europäischen Union« ersetzt. 

8. In § 55 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte >>im Ausland« 
durch die Worte >>außerhalb eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union« ersetzt. 

9. In § 61 Abs. 1 werden nach dem Wort >>Umlagen« die 
Worte >>- einschließlich eines durch kirchliche Arbeits­
rechtsregelung oder tarifvertraglich oder arbeitsvertrag­
lieh vereinbarten Beitrages des Pflichtversicherten zur 
Umlage-« eingefügt. 

10. § 66 Abs. 8 Buchst. derhält folgende Fassung: 

»durch kirchliche Arbeitsrechtsregelung oder arbeits­
oder tarifvertraglich vereinbarte Beiträge des Pflicht­
versicherten zur Umlage, die nach § 7 Abs. 1 Sätze 2 
bis 4 des Tarifvertrages über die Versorgung der Arbeit­
nehmer kommunaler Verwaltungen und Betriebe ent­
richtet worden sind oder zu entrichten gewesen wären, 
wenn der Beteiligte diesen Tarifvertrag anwenden 
würde.« 

11. In § 60 Satz 2 werden die Worte >>der kommunalen und 
kirchlichen Zusatzversorgungskassen« durch die Worte 
>>kommunale und kirchliche Altersversorgung (AKA)­
Fachvereinigung Zusatzvei-sorgung« ersetzt. 

12. In§ 68 Abs. 2 werden die Worte >>der kommunalen und 
kirchlichen Zusatzversorgungskassen« durch die Worte 
»kommunale und kirchliche Altersversorgung (AKA) -
Fachvereinigung Zusatzversorgung « ersetzt. 

13. § 101 wird zu§ 102 a. 

14. Es wird folgender§ 107 e eingefügt: 

>>§ 107 e 

Einmalzahlung 1999 

(I) N ersorgungsrentenberechtigte und versorgungs­
rentenberechtigte Hinterbliebene, die am 1. Juli 1999 
einen Anspruch auf Versorgungsrente haben, haben 
Anspruch auf eine Einmalzahlung, wenn das der Be-
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rechnung der Gesamtversorgung zugrunde liegende 
gesamtversorgungsfähige Entgelt den Betrag von 
10 521,08 DM nicht überschritten hat. ,Als Einmalzah­
lung erhält der Versorgungsrentenberechtigte den sei­
nem Bruttoversorgungssatz (§§ 32, l 00 Abs. 1 bis3 und 
4 ggf. i. V. m. §§ 34 a, 34 b) entsprechenden Vomlmn­
dertsatz des Betrages von 170,00 DM; bei Versorgungs­
rentnern, deren gesamtversorgungsfähigen Entgelten 
Entgelte im Beitrittsgebiet zugrunde liegen, die mit 
einem Bemessungssatz unter 1 00 v. H. bemessen waren, 
tritt an die Stelle des Betrages von 170,00 DM der 
Betrag von 147,05 DM. ,Die Witwe erhält 60 v. H., die 
Halbweise 12 v. H. und die Vollwaise 20 v. H. des 
Betrages, der sich für den Verstorbenen nach Satz 2 
ergeben hätte. ";\In den Fällen des § 46 Abs. 3 und 4 ist für 
die Berechnung der Einmalzahlung nur der Anspruch 
auf Versorgungsrente maßgebend, der nicht ruht. sHat 
die Versorgungsrente erstmals nach dem 1. Januar 1999 
begonnen, verringert sich die Einmalzahlung für jeden 
vollen Kalendermonat, der zwischen dem 31. Dezember 
1998 und dem erstmaligen Rentenbeginn liegt, um ein 
Drittel des sich aus den Sätzen 2 bis 4 ergebenden Betra­
ges. 6Die Einmalzahlung steht nicht zu, wenn die Ver­
sorgungsreute am l. Juni 1999 

a) aufgrund des § 55 (ohne Berücksichtigung des 
Absatzes 7) in voller Höhe ruht, 

b) aufgrunddes §52 a Abs. 1 nicht gezahlt wird oder 

c) nach § 31 Abs. 4, 40 Abs. 6 oder 41 Abs. 7 gezahlt 
wird. 

,Bei Anwendung der Sätze 1 bis 4 und 6 sindjeweils die 
Verhältnisse nach der zum l. Juni 1999 durchgeführten 
Anpassung(§ 47 Abs. 1) maßgebend. ,Stirbt der Berech­
tigte vor der Auszahlung, können nur seine versor­
gungsrentenberechtigten Hinterbliebenen die Auszah­
lung verlangen. 9Die Zahlung an einen Berechtigten 
befreit gegenüber allen Berechtigten. 

(2) Für die Anwendung des§ 47 Abs. 1 Satz 1 und des 
§ 34 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. dem BBV AnpG 99 gilt Fol­
gendes: 

Hat das gesamtversorgungsfähige Entgelt den Betrag 
von 10 521,08 DM überschritten, sind die Entgelte nach 
§ 34 Abs. 1 Satz 2 zum l. Dezember 1999 zu erhöhen 
und ist die Anpassung nach § 47 Abs. 1 Satz 1 zum 
l. Dezember 1999 durchzuführen.« 

15. § 108 a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Buchst. b Doppelbuchst cc werden die 
Worte »Buchst. d vor dem 2. Januar 2002« durch die 
Worte >>Vor dem 2. Dezember 2002<< ersetzt. 

b) Es wird folgender Satz 2 als Unterabsatz eingefügt: 

»Tritt der Versicherungsfall in den Fällen des Sat­
zes 1 Buchst. b Doppelbuchst cc nach § 30 Abs. 1 
Satz 1 Buchst. b, c oder e bis g ein, ruht die Leistung 
in voller Höhe bis zu dem Zeitpunkt, von dem an der 
beitragsfrei Versicherte eine Leistung im Sinne des 
§ 30 Abs. I Satz 1 Buchst. derhalten könnte.<< 

c) Satz 2 wird Satz 3. 

d) Im bisherigen Satz 3, der Satz 4 wird, werden die 
Worte >>Satz 1 gilt« durch die Worte >>Sätze 1 und 2 
gelten« ersetzt. 

§2 

In-Kraft-Treten 

Diese Satzungsänderung tritt mit Wirkung vom l. Januar 
1999 in Kraft. Abweichend von Satz 1 tritt 
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a) § 1 Nr. 13 (§ 102 a Abs. 1) mit Wirkung vom 1. Juli 
1998, 

b) § 1 Nr. 13 (§ 102 a Abs. 2) mit Wirkung vom 1. Januar 
1986, 

c) § 1 Nr. 14 (§ 107 e Abs. 2) mit Wirkung vom 1. Juni 
1999 und 

d) § 1 Nr. 15 (§ 108 a Abs. 1) mit Wirkung vom 1. Januar 
1997 

in Kraft. 

Dortmund, den 26. November 1999 

Der Verwaltungsrat der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen 

Die vorstehende 32. Änderung der Satzung der Kirch­
lichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen wird 
hiermit genehmigt. 

B i e I e f e 1 d , den 1. März 2000 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 

D ü s s e l.d o r f, den 18. Februar 2000 

Evangelische Kirche im Rheinland 

Die Kirchenleitung 

Bescheinigung 

Die vorstehende 32. Änderung der Satzung der Kirch­
lichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen vom 
21. Dezember 1966/4. Januar 1967 wird hiermit gemäß§ 2 
Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die Verleihung der Rechte 
einer Anstalt de~ öffentlichen Rechts an die Kirchliche 
Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen vom 14. Juli 
1964 (SGV.NRW.222) staatsaufsichtlich genehmigt. 

Im Auftrag 

Dr. von Schroeter 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen 

Nr.159 Verordnung zur Erhebung von Verwaltungs­
kosten im Bereich der Vermögens- und 
Finanzverwaltung in der Evang.-Luth. Kir­
che in Thüringen (Verwaltungskostenord­
nung- VwKostVO). 

Vom 6. Juni 2000. (ABI. S. 132) 

Der Landeskirchenrat der Evang.-Luth. Kirche in Thürin­
gen hat gemäß § 82 Abs. 2 Ziff. 3 und 17 der Verfassung in 
seiner Sitzung am 23. Mai 2000 folgende Verordnung für 
die Erhebung von Verwaltungskosten im Bereich der Ver­
mögens- und Finanzverwaltung in der Evang.-Luth. Kirche 
in Thüringen beschlossen: 

§ 1 

Kostenpflichtige Leistungen 

( 1) Für Verwaltungstätigkeiten des Landeskirchenamtes, 
der Kreiskirchenämter, anderer kirchlicher Verwaltungs­
stellen, Kirchgemeinden, kirchlichen Stiftungen und selbst­
ständigen kirchlichen Werken werden nach dieser Verord­
nung Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. 

(2) Kosten können auch erhoben werden, wenn ein 
Antrag auf eine kostenpflichtige Leistung abgelehnt oder 
vor der Beendigung der Verwaltungstätigkeit zurückge­
nommen wird. 

§2 

Höhe der Kosten 

(1) Die Höhe der Kosten bemisst sich nach der im Zeit­
punkt der Beendigung der Verwaltungstätigkeit geltenden 
Kostentabelle. 

(2) Bei Ablehnung eines Antrages auf eine kostenpflich­
tige Verwaltungstätigkeit oder bei Rücknahme eines Antra­
ges vor Beendigung der Verwaltungstätigkeit können die 
Kosten angemessen ermäßigt werden, entstandene Ausla­
gen sind zu erstatten. 

(3) Ist für die Höhe der Kosten ein Rahmen (Mindest- und 
Höchstsätze) bestimmt, so sind der Wert und das Maß des 
Verwaltungsaufwandes danach angemessen zu berücksich­
tigen. Die Kosten sind dabei auf volle DM/EURO festzuset­
zen. 

(4) Bei mehreren nebeneinander vorzunehmenden 
kostenpflichtigen Verwaltungstätigkeiten werden die 
Kosten einzeln nach den in Betracht kommenden Nummern 
der Kostentabelle* erhoben. 

(5) Sofern Umsatzsteuer anfällt, ist diese, soweit Kosten­
befreiungsgründe nach § 5 nicht gegeben sind, zu erstatten. 

§ 3 

Auslagen 

(l) Fallen bei der Vorbereitung oder Vornahme einer 
Verwaltungstätigkeit Auslagen an, so hat der Kostenpflich­
tige unabhängig von der Entrichtung anderer Kosten diese 
zu erstatten. 

(2) Als Auslagen werden insbesondere erhoben: 

a) Postgebühren, 

b) Faxgebühren sowie Gebühren für Ferngespräche, 

c) bei Dienstgeschäften entstehende Reisekosten, 

d) Kosten, die juristischen oder natürlichen Personen, ins­
besondere Behörden, für deren notwendige Tätigkeit zu 
zahlen sind, 

e) Kosten für die Beförderung oder Verwahrung von 
Sachen, 

f) Schreibgebühren für weitere Ausfertigungen, Abschrif­
ten, Durchschriften, Auszüge, Kosten für Fotokopien, 
Lichtpausen und Vervielfältigungen. 

§4 

Kostenpflichtige 

(l) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, 

a) wer eine Verwaltungstätigkeit veranlasst, oder zu 
wessen Gunsten sie vorgenommen wird, 

b) wer für die Kostenschuld eines anderen Kraft Gesetzes 
haftet. 

(2) Von mehreren Beteiligten ist jeweils derjenige 
kostenpflichtig, den die Verwaltungstätigkeit betrifft oder 
der einen V orteil hiervon hat. 
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§ 5 

Gebührenbefreiung 

(1) Gebühren werden nicht erhoben für 

a) mündliche Auskünfte, soweit nicht andere Regelungen 
dieser Ordnung entgegenstehen, 

b) Behörden des Bundes, Behörden eines Bundeslandes, 
Landkreise, Gemeinden und Gemeindeverbände, soweit 
Gegenseitigkeit gewährleistet ist. 

(2) Aus besonderen Billigkeitsgründen kann von der 
Gebührenerhebung ganz oder teilweise abgesehen werden. 

(3) Die Gebührenbefreiung beinhaltet keine Befreiung 
von der Verpflichtung zur Auslagenerstattung. 

§ 6 

Entstehung der Kosten 

Die Kostenpflicht entsteht mit Beendigung der Verwal­
tungstätigkeit oder der Rücknahme des Antrages . . 

§7 

Kostenentscheidung 

(1) Die Kosten werden von der mit dem Verwaltungsakt 
befassten Dienststelle festgesetzt. 

(2) Die Kostenentscheidung ergeht schriftlich. Dabei ist 
die Rechtsgrundlage für die Erhebung der Kosten sowie 
deren Berechnung und eine Rechtsbehelfsbelehrung anzu­
geben. 

§ 8 

Fälligkeit, Säumnis 

(1) Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenent­
scheidung an den Kostenschuldner fällig, sofern im 
Bescheid nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. 

(2) Die Aufnahme einer Verwaltungstätigkeit nach § 1 
kann von der Zahlung eines angemessenen Kostenvorschus­
ses abhängig gemacht werden. Übersteigt der Vorschuss die 
endgültige Kostenschuld, so ist die Überzahlung zu erstat­
ten. 

(3) Werden bis zum Ablauf des nächsten Monats nach 
dem Monat des Fälligkeitstages Kosten nicht entrichtet, so 
kann ab dem Ersten des übernächsten Monats für jeden 
angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 
1 v. H. des rückständigen Betrages erhoben werden, wenn 
dieser 100,00 DM übersteigt. 

§ 9 

Rechtsbehelfe 

(1) Gegen Kostenbescheide ist der Widerspruch zulässig. 
Er ist innerhalb eines Monats, nachdem der Kostenbescheid 
dem Kostenpflichtigen zugegangen ist, schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Dienststelle zu erheben, die den 
Kostenbescheid erlassen hat. Der Widerspruch hat keine 
aufschiebende Wirkung. 

(2) Hilft die Dienststelle, die den Kostenbescheid erlas­
sen hat, dem Rechtsbehelf nicht ab, so entscheidet der Lan­
deskirchenrat durch Widerspruchs bescheid. 

§ 10 

Ergänzende Vorschriften, In-Kraft-Treten 

(I) Der Landeskirchenrat erlässt nach Maßgabe dieser 
Verordnung Durchführungsbestimmungen und die jeweili­
ge Kostentabelle*. 

(2) Die vorstehende Verordnung tritt am 1. Juli 2000 in 
Kraft. 

Ei s e n a c h , den 6. Juni 2000 

Der Landeskirchenrat der Evang.-Luth. Kirche 
in Thüringen 

Hoffmann 

Landesbischof 

* hier nicht abgedruckt. 

.. 
D. Mitteilungen aus der Okumene 

E .. Staatliche Gesetze., 
Anordnungen und Entscheidungen 
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Auslandsdienst 

In der Deutschen Evangelisch-Lutherischen Gemeinde in 
Finnland mit Sitz in 

Helsinld 

ist zum 16. August 2001 die erste Pfarrstelle für sechs 
Jahre zu besetzen. 

Die Gemeinde mit ihren 2600 Mitgliedern gehört zur 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Finnlands und sucht 
einein kontaktfreudigein kooperativein und in der Gemein­
dearbeit erfahrenein Pfarrer/in, der/die aufgeschlossen ist 
für die besondere Situation einer Gemeinde in sprachlicher 
und geografischer Diaspora. 

Arbeitsschwerpunkte sind: 

Der sonntägliche Gottesdienst, Amtshandlungen, die 
Sammlung und Aktivierung der Gemeinde, Religionsunter­
richt an der Deutschen Schule Helsinki (sie führt von der 
Vorschule bis zum Abitur), der Gemeindebrief, Seelsorge 
und Verwaltung. Eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
dem 2. Pfarrer und den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 
(12) wird erwartet. 

Eine neurenovierte geräumige Dienstwohnung neben der 
Kirche und dem Gemeindehaus steht zur Verfügung. 

Vorkenntnisse der finnischen oder schwedischen Sprache 
sind wünschenswert. Ein Intensivsprachkurs wird - falls 
erforderlich - vor Dienstantritt angeboten. 

Aufgrund der speziellen kirchenrechtlichen Situation in 
Finnland können nur Bewerberlinnen berücksichtigt wer­
den, die evangelisch-lutherisch ordiniert sind. 

Die Ausschreibungsunterlagen bitten wir schriftlich 
anzufordern beim 

Kirchenamt der EKD 
Postfach 21 02 20 
D-30402 Hannover 
Tel. (05 11) 27 96-1 27 oder -1 28 
Fax (05 11) 27 96-7 25 
.E-Mail: ruediger.lohse@ekd.de 

Bewerbungsfrist 30. Oktober 2000 (Eingang 1m Kir­
chenamt) 

Auslandsdienst in Australien 

Die Deutsche Evangelisch-Lutherische Kirche in Sydney 
sucht zum 1. Juli/1. September 2001 für einen Zeitraum von 
6 Jahren 

eine Pfarrerinleinen Pfarrer/ein Pfarrehepaar. 

Die aus meist älteren Einwandererfamilien bestehende 
Gemeinde möchte sich in Zukunft besonders deutschspra­
chigen Menschen öffnen, die auf Zeit in Sydney leben. 

Die Gemeinde erwartet, dass sie/er/es als Schwerpunkte 
die Arbeit mit jungen Familien, wie auch mit alt geworde­
nen Einwanderern pflegt. 

Heft 9, 2000 

In Sydney gibt es eine deutsche Schule bis zur I 0. Klas­
se, der Aufbau einer Oberstufe ist geplant. 

Ca. 50 Senioren im Altersheim Allambie Heights erwar­
ten seelsorgerliehe Begleitung. Die Gemeinde hat gute Kon­
takte zur deutschsprachigen katholischen Gemeinde am Ort. 
Wie die beiden anderen deutschsprachigen Gemeinden in 
Melbourne und S]'Yringvale pflegt sie gute Beziehungen zur 
Lutherischen Kirche in Australien (Kanzel- und Abend­
mahlsgemeinschaft). 

Gottesdienste werden regelmäßig gefeiert in der Stadtkir­
che im Zentrum, in Chester Hill im Westen der Stadt und in 
Allambie Heights. 

Ein Pfarrhaus wird neu gebaut; ein Dienstwagen steht zur 
Verfügung. 

Bewerbungsfrist 10. Oktober 2000 (Posteingang beim 
Kirchenamt der EKD). 

Nähere Auskünfte mündlich und schriftlich- erteilt das 

Kirchenamt der EKD 
Hauptabteilung III 
Herrenhäuser Straße 12 
30419 Hannover 
Tel. (05 11) 27 96-2 21 u. -2 39 
Fax(0511)2796-717 
E-Mail: uebersee@ekd.de 

Auslandsdienst in Nigeria 
Die Evangelische Gemeinde deutscher Sprache in Nige­

ria sucht zum 1. September 2001 

eine Pfarrerinleinen Pfarrer 

für ihre Pfarrstelle in Lagos, die oder der bereit ist, sich 
u. a. folgenden Herausforderungen zu stellen: 

Gemeindearbeit mit Christen verschiedener Traditionen 
bei einerseits hoher Fluktuation von deutschsprachigen 
Finnenangehörigen und andererseits großer Kontinuität 
von Mitgliedern, die auf Dauer im Lande leben; 

Förderung ökumenischer Beziehungen zu den einheimi­
schen Kirchen; 

Leitung eines Gemeindezentrums mit Kirche für die 
deutschsprachige und eine englischsprachige afrikani­
sche Gemeinde, die miteinander assoziiert sind; 

Seelsorge für alle evangelischen Deutschsprachigen; 

Erteilen von Religionsunterricht an den beiden deut­
schen Schulen in Nigeria; 

regelmäßige pastorale Reisetätigkeit in die Landes­
hauptstadt Abuja, zu diversen Baustellen im Lande und 
in der Region; 

Engagement bei der Linderung der sozialen Nöte im 
Lande. 

Die/der zukünftige Stelleninhaber/in sollte über Organi­
sationsgeschick, pfarramtliche Erfahrung, Offenheit für 
multikulturelle Spiritualität, Improvisationsfähigkeit und 
gute Englischkenntnisse verfügen. 

' 
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Die Gemeinde wünscht sich eine Seelsorgerin/einen 
Seelsorger, die oder der mit ihr in ökumenischer Offenheit 
Gottesdienst feiert, Gemeindeleben unter den landesüb­
lichen Schwierigkeiten fördert und die Gemeinde werbend 
nach außen vertritt. 

Vorhanden sind eine hilfsbereite Gemeinde, das Gemein­
dezentrum mit separatem teilmöblierten Pfarrhaus, ein 
modern ausgestattetes Pfarrbüro, die Deutsche Schule 
Lagos in allernächster Nähe (zurzeit noch von Kindergarten 
bis Abitur), ein Dienstfahrzeug und ein Vollzeitküster. Die 
Stelle wird durch Gemeindewahl besetzt. 

Bewerbungen werden unter Bezugnahme auf diese 
Anzeige bis zum 20. Oktober 2000 erbeten. Interessierte 
erhalten weitere Informationen und die Ausschreibungs­
unterlagen beim 

Kirchenamt der EKD 
Herrenhäuser Straße 12 
30419 Hannover 
Telefon (05 11) 27 ~6-2 34 
Telefax (05 11) 27 96-7 22 
E-Mail: afrika@ekd.de 

Auslandsdienst 
in Katalonien/Spanien 

In der Deutschsprachigen Evangelischen Gemeinde Bar­
celona ist zum 1. September 2001 die Pfarrstelle für die 
deutschsprachigen evangelischen Christen in Katalo­
nien/Spanien wieder zu besetzen. Die Gemeinde wünscht 
sich einen erfahrenen Pfarrer/eine erfahrene Pfarrerin, 
der/die sich zutraut, die umfangreiche Arbeit zu bewältigen. 

Der Pfarrer/die Pfarrerin sollte ein besonderes Interesse 
haben an: 

der Gestaltung des sonntäglichen Gottesdienstes, 

dem Religionsunterricht an der Deutschen Schule Bar­
celona (Sekundarstufe bis zum Abitur), 

der Begleitung und Zurüstung der zahlreichen Gruppen 
der Gemeinde 

sowie der Pflege ökumenischer Kontakte. 

Die doppelte Diasporasituation (evangelisch und 
deutschsprachig) erfordert außerdem ein hohes Maß an Ein­
fühlungsvermögen. 

Ein Gemeindezentrum mit Kirche, Gemeindesaal und 
Pfarrhaus in einem schönen Garten steht zur Verfügung. 
Führerschein ist erforderlich. Ein spanischer Sprachkurs 
(bis zu 8 Wochen) wird vor Dienstbeginn angeboten. Das 
spätere Erlernen der katalanischen Sprache ist hilfreich, ins­
besondere für die ökumenischen Kontakte. 

Die Ausschreibungsunterlagen und weitere Informatio­
nen können schriftlich oder telefonisch angefordert werden 
beim: 

Kirchenamt der EKD 
Postfach 21 02 20 
30402 Hannover 
Tel. (05 11) 27 96-1 26 
Fax (05 11) 27 96-7 25 
E-Mail: brigitte.parpart@ekd.de 

Bewerbungsfrist 31. Oktober 2000 (Eingang beim Kir­
chenamt der EKD). 
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an 
Die Evangelische Kirche in Deutschland sucht für ihre 

deutschsprachige Pfarrstelle an der 

Costa Blanca mit Sitz in Benidorm 

ab 1. September 2001 für sechs Jahre einen Pfarrer/eine 
Pfarrerin, der/die bereit ist, mit 

Freude an intensiv nachgehender Seelsorge, 

Ideen und Gestaltungskraft für die Arbeit in Urlaubs­
zentren, 

• einem hohen Maß an Flexibilität und Mobilität, 

Einfühlungsvermögen, Toleranz und sozialem Engage­
ment 

den Dienst an den vielen Urlaubern und Urlauberinnen zu 
tun, die sich dort oft auch langfristig niederlassen. 

Der Pfarrer/die Pfarrerin muss dabei lange Wege und 
häufige Fahrten auf sich nehmen. 

Schwerpunkte der Arbeit: 

situationsgerechte Gottesdienste und Gemeindeveran­
staltungen an verschiedenen Orten des 450 km langen 
Küstenstreifens, 

Ausbau der Urlauber- und Touristenseelsorge an der 
Costa Blanca (Langzeit- und Kurzurlauber), 

ökumenische Zusammenarbeit, 

pastoraler Dienst an den ansässigen evangelischen 
Christen deutscher Sprache, 

sowie seelsorgerliehe Betreuung m der Seniorenresi­
denz. 

Angemietetes Gemeinde- und Pfarrhaus vorhanden. 
Keine deutschsprachige Schule in erreichbarer Nähe. 

Vor Dienstantritt ist die Teilnahme an einem spanischen 
Intensiv-Sprachkurs vorgesehen. 

Die Ausschreibungsunterlagen und weitere Informatio­
nen können schriftlich oder telefonisch angefordert werden 
beim: 

Kirchenamt der EKD 
Postfach 21 02 20 
30402 Hannover 
Tel. (05 11) 27 96-1 26 
Fax (05 11) 27 96-7 25 
E-Mail: brigitte.parpart@ekd.de 

Bewerbungsfrist 31. Oktober 2000 (Eingang beim Kir­
chenamt der EKD). 

Auslandsdienst in der Evangelischen 
Synode Deutscher Sprache 

in Großbritannien 
mit Dienstsitz in Birmingham 

Die Evangelische Synode Deutscher Sprache in Großbri­
tannien sucht für die fünf Deutschsprachigen Gemeinden 
Birmingham, Coventry, Derby, Leicester und Nottingham 
mit Außengruppe Lincoln zum 1. August 2001 für zunächst 
6 Jahre 

einen Pfarrer/eine Pfarrerin. 

Der Pfarrbezirk erstreckt sich über ganz Mittelengland 
mit den Schwerpunkten in Birmingham und Nottingham. 
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Unsere Gemeinden erwarten einein erfahrenein aufge­
schlossenein Pastor/in, die/der Freude an der vielseitigen 
Gemeindearbeit hat (die von der Arbeit mit Kindern und 
jungen Familien bis zur seelsorgerliehen Betreuung der 
alten und kranken Menschen reicht). Außerdem erwarten 
wir die Pflege der bestehenden ökumenischen Kontakte. 

Diese Stelle setzt Bereitschaft zu häufigen und langen 
Autofahrten voraus. Führerschein Klasse III ist erforderlich. 

Ein geräumiges Pfarrhaus in Birmingham steht bereit. 

Gute englische Sprachkenntnisse werden vorausgesetzt. 
Falls erforderlich, wird ein Aufbausprachkurs vor Dienstan­
tritt angeboten. 

Die Ausschreibungsunterlagen bitten wir schriftlich 
anzufordern beim 

Kirchenamt der EKD 
Postfach 21 02 20 
D-30402 Hannover 
Tel. (05 11) 27 96-1 27 und -1 28 
Fax (05 11) 27 96-725 
E-Mail: ruediger.lohse@ekd.de 

Bewerbungsfrist 30. Oktober 2000 (Eingang im Kir­
chenamt). 

Vereinigte Evangelisch-Lutherische 
Kirche Deutschlands 

Verlust von Auftrag und Recht zur öffentlichen 
WOrtverkündigung und zur Sakramentsverwaltung 

Das Nordelbische Kirchenamt hat uns mitgeteilt, dass der 
Pastor i. W. Hans-Peter Haarmann auf seinen Antrag unter 
Verlust von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortver­

. kündigung und zur Sakramentsverwaltung nach den 
Bestimmungen des Pfarrergesetzes mit Wirkung vom 1. 
Juni 2000 aus dem Dienst der Nordelbischen Evangelisch­
Lutherischen Kirche entlassen worden ist. 

H a n n o v e r , den 8. Juni 2000 

Scharbau 

Rezension 
Recht der gemeinnützigen Organisationen 

und Einrichtungen (RGO) 
Ergänzbares Handbuch der Rechtsvorschriften 

und Materialien 

Herausgegeben im Auftrag der Interparlamentarischen 
Arbeitsgemeinschaft von Wolfgang E. Burhenne, unter Mit­
arbeitvon Dipl.-Kfm. Dr. Klaus Neuhoff 

2. Auflage, ergänzbare Ausgabe, einschließlich 42. Liefe­
rung, 2300 Seiten, DIN A5, einschließlich Spezialordner 
178,- DM/91 ,02 Euro. Ergänzungen von Fall zu Fall. 

ISBN 3 503 05728 5 

Brich Schmidt Verlag, Berlin Bielefeld München 

Beim »Recht der gemeinnützigen Organisationen und 
Einrichtungen (RGO)« handelt es sich um eine Loseblatt­
sammlung. Die zweite Auflage des Werkes ist Anfang des 
Jahres 2000 erschienen. Es wird regelmäßig durch Ergän­
zungslieferungen aktualisiert. Die 44. Ergänzungslieferung 
ist derzeit in Vorbereitung. 

In einem knappen Vorwort weisen die Herausgeber auf 
das Ziel ihres Handbuches hin, nämlich die Verantwort­
liehen in den gemeinnützigen Organisationen und auch die 
Spender zu beraten und zu helfen, Aufgaben möglichst ein­
fach, ohne großen bürokratischen Verwaltungsaufwand, zu 
bewältigen. 

Wichtiges und alleiniges Orientierungsmittel des Hand­
buches ist die Inhaltsübersicht. In Ermangelung eines Sach­
verzeichnisses oder aber Schlagwortverzeichnisses, das den 
suchenden Leser über ein Register zu bestimmten Gesetzen 
führen könnte, sowie in Ermangelung einer sonstigen 
Schnellübersicht, ist der Leser allein auf die Inhaltsübersicht 
angewiesen, um sich in dem umfangreichen Handbuch 
zurechtzufinden. b 

Systematisch gliedert sich das Handbuch in sechs größe­
re Abschnitte. Der erste, umfangreiche Abschnitt befasst 
sich mit den Rechtsformen, d. h. mit Vorschriften über den 
eingetragenen Verein, über Stiftungen, Körperschaften und 
Anstalten, Kirchen und Sonstige. Im zweiten und dritten 
großen Abschnitt geht es um Steuern, Kosten und Gebühren 
und ergänzendes Landesrecht. Der vierte Abschnitt enthält 
Materialien der Europäischen Gemeinschaften zum ein­
schlägigen Rechtsbereich, ergänzt durch entsprechende 
Vorschriften des Bund es und der Länder. In folgenden, 
kürzeren Abschnitten findet sich eine Rechtsprechungs­
sammlung sowie ein Überblick über Stiftungen, insbe­
sondere Stiftungen des öffentlichen Rechts in Bund und 
Ländern. 

Die 01ientierung innerhalb des Handbuches ist für den 
juristisch kundigen Leser, nachdem er sich einen Überblick 
verschafft hat, möglich. Durch die systematische Zu­
sammenstellung zu bestimmten Gebieten lässt sich eine 
Rechtsvergleichung gut durchführen. Die Umsetzung des 
Anspruchs allerdings, dass auch der Spender Hilfe durch 
dieses Werk erfahre, wäre durch weiterführende Hinweise 
oder ein Sachverzeichnis wahrscheinlicher. Dafür bedarf 
es in zu großem Maße eines Vorwissens über die syste­
matische Gliederung des Rechts auf Bundes- und Länder­
ebene. 

Als erfreulich aus der Sicht der Kirchen ist festzustellen, 
dass sich die einschlägigen Vorschriften sowohl der evange­
lischen Landeskirchen als auch der katholischen kirchlichen 
Organisationen im Handbuch wiederfinden. Dagegen fehlt 
ein Hinweis auf die Entscheidung des Bundesverfassungs­
gerichts über die fehlende Konkursfähigkeit der Kirchen als 
öffentlich-rechtliche Körperschaften. 

Das Handbuch ist insbesondere den Personen zu empfeh­
len, die sich überregional, also nicht nur auf ein Bundesland 
oder eine Landeskirche bezogen, mit gemeinnützigen Orga­
nisationen und Einrichtungen befassen müssen oder aber 
rechtsvergeichend tätig sind. Die Sammlung der einschlägi­
gen Rechtsvorschriften und sonstiger Materialien ist 
umfangreich und erspart zeitaufwändige Recherchen in den 
unterschiedlichsten Gesetzes- und Verordnungsblättern. 
Die Themenstellung selbst, das Recht der gemeinnützigen 
Organisationen und Einrichtungen, ist zurzeit sehr aktuell, 
wie sich beispielsweise im Bereich der gesetzgeberischen 
Aktivitäten zum Stiftungssteuer- sowie Stiftungsprivatrecht 
zeigt. 

Für den Amtsblattverlag 

Die Geschäftsführung 

Elfriede A b r a m 
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Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern 
Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern sucht für das Landeskirchenamt 

den Leiter/die Leiterin 

Das Landeskirchenamt in München ist die oberste Dienstbehörde und zentraler Dienstleister der Evangelisch­
Lutherischen Kirche in Bayern mit derzeit ca. 320 Mitarbeitenden. Der Leiter/die Leiterin ist Mitglied des 
Landeskirchenrates und führt die Amtsbezeichnung >>Oberkirchenrat/Oberkirchenrätin«. 

Im Zuge der Neuausrichtung des Landeskirchenamtes wird der Leiter/die Leiterin des Landeskirchenamtes 
für folgende Aufgabenbereiche verantwortlich sein: 

Geschäftsführung für den Landeskirchenrat, Beschlussmanagement, 

Kirchenverfassung, Staatskirchenrecht, Europarecht, allgemeine Rechtsfragen, 

Personal des Amts und Organisation, 

Innere Dienste, 

Büro der Landessynode, 

Frauengleich'Stellungsstelle. 

Die Leitungsfunktion beinhaltet insbesondere die allgemeine Dienstaufsichtüber die Mitarbeitenden, Sicher­
stellung einheitlicher Abläufe und Standards sowie die Zuständigkeit für die Gesamtorganisation des Landes­
kirchenamtes. 

Vom neuen Leiter/der neuen Leiterin wird erwartet, dass er/sie durch seine/ihre entsprechenden Kenntnisse 
und Erfahrungen die Einführung moderner IT konsequent unterstützt. 

Diese interessante und herausfordernde Aufgabe stellt hohe persönliche und fachliche Anforderungen: 

evangelisch-lutherisches Bekenntnis bzw. Mitgliedschaft in einer der Gliedkirchen der EKD und hohe 
Identifikation mit den Zielen der evangelischen Kirche, 

Befähigung zum Richteramt bzw. zum höheren Verwaltungsdienst, 

mehrjährige Erfahrung im Verwaltungsdienst, 

Leitungserfahrung, 

Kommunikationsstärke, Verhandlungsgeschick, Team- und Integrationsfähigkeit 

Die Stelle wird durch Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis nach der Kirchenverfassung für die Zeit von 
10 Jahren besetzt. Wiederwahl ist möglich. Die Besoldung richtet sich zunächst nach BesGr. B 3 mit der 
Möglichkeit einer späteren Besoldung nach BesGr. B 6. Dienstsitz ist München. 

Als Besetzungstermin ist der 1. Januar 2001 vorgesehen, verbunden mit einer gründlichen Einarbeitungspha-
se. 

Ihre vollständigen Bewerbungsunterlagen richten Sie bitte bis zum 13. Oktober 2000 an den Vorsitzenden des 
Landeskirchenrates der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Herrn Landesbischof Dr. Johannes Frie­
drich, Postfach 20 07 51, 80007 München. Telefonische Auskünfte erteilt der Leiter des Amtes, Oberkirchenrat 
Dr. Gerhard Träger, unter 0 89-55 95-2 20. Etwaige Sperrvermerke werden selbstverständlich berücksichtigt. 
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Die Evangelische Kirche in Deutschland und die HKD 
Handelsgesellschaft für Kirche und Diakonie mbH engagieren 
sich bereits seit Jahren, der evanglischen Kirche und der 
Diakonie mit ihren jeweiligen Untergliederungen und 
Einrichtungen Möglichkeiten zu eröffnen, im Bereich von 
Dienstleistungen und Beschaffungen durch den Abschluss 
von Rahmenverträgen Kosteneinsparungen zu erzielen. 

Schon im Jahre 1995 gab es Bemühungen, zwischen EKD und 
HKD Kräfte in diesem Bereich zu bündeln. Ähnliche Angebote 
beider Partner ließen aber Konkurrenzen entstehen, die zum 
einen ein noch effektiveres Tätigwerden verhinderten und zum 
anderen in den kirchlichen und diakonischen Landschaften zu 
Irritationen führten. 

Intensive Gespräche zwischen EKD und HKD haben jetzt aber 
dazu geführt, dass die gemeinsame Arbeit im Sinne von 
Kirche und Diakonie künftig deutlich verbessert und intensi­
viert wird. Die EKD hat dieses Tätigkeitsfeld inzwischen auf 
eine andere rechtliche Basis gestellt und in die neugegründe­
te EKD-Wirtschaftsdienste GmbH verlagert, um u. a. auch 
steuerlichen Verpflichtungen Rechnung zu tragen. Zwischen 
der EKD Wirtschaftsdienste GmbH und der HKD wurde eine 
enge Kooperation vereinbart, die zum Inhalt hat, dass die von 
der EKD abgeschlossenen und auch weiterhin gehaltenen 
Rahmenverträge in die Verwaltung und damit auch in die 
Zuständigkeit der HKD übergehen. Dieser Schritt machte 
auch vor dem Hintergrund Sinn, dass die wirtschaftliche 
Kompetenz der HKD mit dem sich dahinter verbergenden 
Verwaltungsapparat letzlieh eine effektivere Verwaltung und 
Betreuung aller Verträge gewährleistet. 

ln der Praxis werden die EKD Wirtschaftdienste GmbH und 
die HKD zusammen künftig ein wesentlich verbreitertes 
Spektrum von Rahmenverträgen innerhalb des Dienstleis­
tungsbereiches anbieten, so dass evangelische Kirche, 
Diakonie und auch die bisher schon zum Kundenkreis der 
HKD gehörenden Spitzenverbände der Freien Wohlfahrts­
pflege die Möglichkeit haben, zwischen den verschiedenen 
Anbietern, ihren Konditionen und Leistungen auszuwählen. 
Das bisher schon bestehende Beratungsangebot der HKD 
wird sich nun auch auf die Rahmenverträge der EKD 
Wirtschaftsdienste GmbH erstrecken. 

HKD Handelsgesellschaft für 
Kirche und Diakonie mbH 
Kieler Straße 464-470, 22525 Harnburg 
Tel. 040/54 73 48-0, Fax 040/54 73 48-88 
Internet www.hkd.de, E-Mail lnfo@hkd.de 
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Zurzeit können für folgende Geschäftsfelder zum 
Teil erhebliche Rabatte bezogen werden: 

PKW-Abrufscheine 

CD Energie 

Mobilfunk 

festnetz 

Büromöbel 
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